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Ein energiſcher Proteſt des Reichstagspräſidenten.

Freiburg, 2. Dez. Reichstagspräſident Fehrenbach hat
an die Reichsregierung folgendes tekegvaphiert:

„Laut tekegraphiſcher Mitteilung haben Sie das Reichs
tagsbureau angewieſen, am 1. Dezember 1918 an die Reichs
tagsabgeordneten nur die Diäten auszuzahlen, die im Falle
einer erfolgten Reichstagsauflöſung bezahlt werden müſſen, ſo

wie die Einziehung der Eiſenbahnfahrkarten zu
veranlaſſen. Dieſe Anordnungen ſind geſetz widrig. Freie
Eiſenbahnfahrt iſt durch Geſetz vom 22. Juni d. J. für die Dauer
der Legislaturperiode, die noch andauert, gewährleiſtet, und die
Auszahlung der Diäten darf nicht abhängig gemacht werden von

der Fiktion der Reichstagsauflöſung. Der Reichstag iſt
nicht aufgelöſt, und ich proteſtiere namens des
Reichstags gegen dieſe Geſetzwidrigkeiten. Die Re
gierungiſt nicht berechtigt, dem Reichstagsbureau mit
Umgehung des Präſidenten Weiſungen zugehen zu laſſen. Jch
habe dem Buregu verboten, der jetzigen Verfügung
nachzukommen. Fehrenbach, Reichstagspräſident.“

DHer Reichsansſchuß.

Berlin, 2. Dez. Der kürzlich gewählte Reichsausſchuß
beſteht jaut Beſchluß des Vollzugsrats vom 29. November aus
8 GroßßVerliner und preußiſchen Mitgliedern umd 8 Vertretern
der außerpreußiſchen Bundesſtaaten, ferner aus 3 Mitgliedern
der Oſt- und Weſtfront ſowie der Marine, zuſammen aus
19 Miigliedern. Jn der Sitzung des Vollzugsrats vom
30. November wurden nur die preußiſchen Mitglieder gewählt.
Erſchienen ſind ferner als Vertreter Bayerns Haederich und
Elſaß-Lothingens Lemke. Die übrigen Vertreter werden erſt
von den Bundesſtaaten delegiert werden. Hieran wurde tele
graphiſch erinnert.

Die Umgeſtaltung des Auswärtigen Amtes.

Von maßgebender Seite erfährt unſer Berliner Vertreter
Dem Leiter des Auswärtigen Amtes, Dr. Solf, iſt noch

im er nicht der Abſchied bewilligt worden, einmal weil man
fürrihn keinen „unkompromittierten“ Erſatz
finden konnte, und dann, weil bekanntlich alle politiſchen Be
amten ſich mit ihm ſolidariſch erklärt hatten. Es war zu er
warten, daß mit dem Ausſcheiden Solfs das Auswärtige Amt
verwaift wäre. Dieſer Gefahr wollte ſich die Regierung nicht
ausſetzen, weshalb ſie mit den Dezernenten im Auswärtigen
Amt weiter Verhandlungen pflog. Die Verhandlungen ſcheinen
jetzt ſoweit gediehen zu ſein, daß ſchon in den nächſten Tagen
die Neugeſtaltung des Auswärtigen Amtes bekannt ge
geben wird. Einen Erſatz für Solf hat man aber bis heute noch
nicht gefunden. Wie es heißt, wollen ſich unter gewiſſen Be
dingungen mehrere Dezernenten verpflichten, weiter ihre Poſten
zu behalten während die Mehrzahl gleichzeitig mit Solf aus-
cheiden und durch nene parteipolitiſch geprüfte Männer erſetzt
werden je

zer, hat ſofort nachdrücklich Einſpruch erhoben und erkärt,

Foch ſucht Gründe zum Einmarſch!

Ein 24ſtündiges AUltimatum.
Die Nationglwahlen,

Von beſonderer Seite wird un geſchrieben Es hat ein har
Berlin, 2. Dez. Das Verlangen der Franzoſen nach ter Kampf in der Regierung und es hat ein noch härterer im Voll

Auslieferung ſämtlicher beſten Lokomotiven hat zu einer zuge Ausſchuß ſtattgeſunden, a a ſich S en Entinuß
akuten Zuſpitzung geführt. Generaliſſimus Foch ließ der r h h r gebedentſe R Waffen ltanp re iſon So n Utrima- Die Gründe für dieſe Kämpfe ſind ja bekannt: Die Anhänger der
eutſchen Waffenftillſtandskommiſſion Sonntag ein Ultima Unabhängigen glaubten nicht, s gelingen könnte, die ange
am mit 24ſtündiger Vefriſtung überreichen, in welchem die fran ſtrebten Sozialiſierungen ſo ſch urchzuführen. Sie glaubten

zöſiſche Forderung erneut aufgeſtellt wird. Der Vorſitzende der nicht, daß es ihnen gelingen könmte, Einrichtungen zu ſchaffen, die
deutſchen Waffenſtillſtandskommiſſion, Staatsſekretär Erzber die Macht des Sozialismus für alle Zeiten feſtwurzeln würden.

Aber ſchließlich gaben ſie nach, in r noch überzeugt, der Wahl
termin ſei zu früh gewählt wo weil die g dtedie Erfüllung der Forderung wäre ſelbſt dann umnöglich, wenn Stheſs u re

e a e ih] Demaon t T J r. r c 2man das ganze deutſche Wirtſchaftsleben durch Herausſuchen der micht beine. n daß mr m durchichlagend w aren. Es läßt ſich

p. irre g icht beſtreite ß für uns eigentlich alles von der Nationalver-ſtärkſten und beſten Lokomotiven in Unordnung brächte. Er hot h Sh c St s Sf 9 ch ſammlung abhängt: der Frieden und damit die Beſeitigung derden Vermittlungsvorſchlag gemacht, daß Deutſchland gzerjpittHungersgefahr; die Verhinderung einer erung,7

e ärti M t fintdli ti t na S a In e W ir ar jalle gegenwärtig in Aepargrr befindlichen Lokomotive tach das Anwachſen des Unmuts weiter bürgerlicher Kreiſe gegen die
Fertigſtellung abliefern werde. Als Termin der Auslieferung Träger der Gewalt. Jn allen Verſammlungen, die in Bern und
iſt der 1. Februar 1919 in Vorſchlag gebracht. Der Ver im Reiche ſtattfanden, drängte man auf die Nationglverſammlung
mittlungsvorſchlag iſt an die Bedingung geknüpft, daß die Fran und ſelbſt dort, wo man mit gleichen Parteien für und gegen die
zoſen die in Belgien und Nordfrankreich beſchlagnahmten ſchnelle Einberufung gerechnet hatte, im Berliner Soldatenrat

7 Nu f h n t Faſt einmütig S demag c FortLokomotiven in Anrechnung bringen und ihre Zahl kam zum r W n man faſt einmütig Scheidemanns Ford-

r r2 J Im 0 müill 307 re 27 n d gebe r ennamhaft machen. Die franzöſiſchen Forderungen gehen über den dent Re g e in Maſſe s e n e n r ver

e r J 3 r. De e n Vie F j u e 2Sinn und den Wortlaut des Waffenſtillſtandsvertrages weit hin e m e e e derr 4ſammlung, tönte aus allen Telegrammen. Es wäre gewiß töricht
aus, da dort über die Qualität der abzuliefernden Maſchinen
keine Beſtimmung getroffen ſei. Die Friſt des Ultima-
tums iſt am Montag vormittag um 10 Ahr abgelafen. Welche
Entſcheidung gefallen iſt, iſt noch nicht bekannt.

General Foch hat, wie verlautet, nach Einlaufen des deiut-
ſchen Gegenvorſchlages die Friſt ſeines Ultimatums bis Mitt-
woch Mittag verlängert. Eine ſachliche Antwort auf
den Jnhalt des deutſchen Gegenvorſchlages war bis in die
Abendſtunden in Berlin noch nicht eingetroffen.

Vorboten der franzöſiſchen Annexion.

geweſen, hätten ſich die AUnabhängigen aus dieſen Gründen län
ger widerſetzt. Sie merkten ſehr wohl, daß ſie dadurch nur ver
lieren, nichts gewinnen konnten. So hörten wir den Entſchluß,
bekamen den Wahltermin zu erfahren und die Wahlgrundfätze.

Eines fällt allgemein auf: weshalb wohl erſt am 16. Fe
bruar die Wahlen ſtattfinden ſollen. Und man weiß, wenn man
hinter die Kuliſſen ſchaut, daß es den Mehrheitsſozialiſten nicht
möglich war, einen früheren Termin durchzudrücken. Das eine
wollten die Unabgängigen doch wenigſtens erreichen, die Wah
len ſoweit wiemöglichhinauszuzögern. Jn pohß-
tiſchen Kreiſen war man zuerſt den ſpäten T bemTermit

troffen, denn man hat allen Grund, anzunehmen, daß durch ihn
irhar
11 4

Grenzſperre zwiſchen ElſaßLothringen und dem Rheingebiet. quch die Friedensver handlungen verzög ert
Berlin, 2. Dez. Die Deutſche Waffenſtillſtandskommiſ- werden. Von den Unabhäng gen wird verſichert. die deutſche

ug3 3 2 t n v m v M J gaeus m. 5 o r vwäf t erſion teilt mit, daß Marſchall Foch verfügt hat, daß zwiſchen r die Den gen könne rul Tinen r
ElſaßLothringen und den angrenzenden Ländern ſofort die den, wenn dann die doch lange dauernden Verhandlungen b.

5 r G t endet ſeien, wäre ja die Nationalverſammlung im Gange, dieſtrengſte Grenzſperre eintritt, und zwar iſt das Auf- 9llltierten goforderten goeſeſrlichen und ſtagtsrechticheh d e ws von den Alliierten ge forderten ge etzlichen und ſtagtsrechtlichenfallende und Empörende dabei, daß er auch das Gebiet von Feundlagen geſchaffen, eine Regierung am Ruder, die ſich auf die
Saarlouis und Saarbrücken mit ein bezogen hat. Polksmehrheit ſtützen und durch die vom Volke gewählten Ab-
Die Deutſche Waffenſtillſtandskommiſſion hat daher ſofort f b diefe A e durchaus be
energiſchen Proteſt gegen dieſe Maßnahme eingelegt. vechtigt iſt, wird ſich erſt zeigen ſſe Man befürchtet nämlich,

242 S 5 d von der joningon Meoegoierim ontigndtRein politiſch genommen, iſt dieſe Grenzſperre von größter Be- daß die Entente auch die von der jetzigen Regierung entſandten
deutung, denn es iſt dann in Zukunft nichts mehr zu erfahren, uns Schwierigkeiten bereiten
was drüben vorgeht. Auch die Vorbereitungen zur Natio ergtf 8nalverſammlung ſind unmöglich gemacht. Die Dinge liegen nach Auffaſſung aller maßgebenden Per-

ſönlichkeiten heute eben ſo, daß wir gewiſſermaßen uns durch

zur Ruhe und Ordnung zu kommenv du I S l zSaarkohlen nach Deutſchland und beſonders auch nach. der haben. Und wehe dem, der uns verhindern wollte, dieſes Ziel

r oeleiDelegierten nicht anerkennt und
könnte.

Die wirtſchaftlichen Folgen ſind ebenfalls nicht abzuſehen. n gemeinſamen Willen, alle Zufälligkeiten auszuſchalten und

J 4 i HOufulté c 2 uEs wird nur an die Unterbindung der Ausfuhr der ein feſtes Ziel errichtet
Schweiz worüber ein Wirtſchaftsabkommen beſteht er z erreichen. Deutſchland iſt ein Ordnungsſtaat, jeder Bürger

innert. ſiebt die Ordnung, deshalb muß es ſo bleiben. Das haben ſelbſtDie Fochſche Verfügung widerſpricht den Beſtimmun jene eingeſehen, die in den erſten Sturmtagen andere Pläne und
Ziele hatten, das hat dahin geführt, daß die in den erſten Tagen
verhätſchelte Spartakusgruppe jetzt allgemein bekämpft wird und
jeder ſich gegen den Bolſchewismus auflehnt. Das deutſche Volk
hält zufammen und bleibt feſt in ſeinen Forderungen, die Ge
meingut aller Vernünftigen geworden ſind. Und die Mehrheits-
ſozialiſten haben unbedingt viel gewonnen, daß ſie ſo nachdrüchk-

gen des Waffenſtillſtandsvertrages und ſeitens Deutſchlands wird
energiſch dagegen proteſtiert.

Zu dem neueſten Ultimatum Fochs, das die Waffenſtill
ſtandsbedingungen verſchärft, ſchreibt der „Vorwärts“

Der Verſuch des franzöſiſchen Genevaliſſimus Foch, ſeinen

n h t T g a g. P s ihneTriumph mit dem Einzugein Berlin zu krönen, war ſchon ich für die Fatonala a e ſane e a eernter
längſt erkennbar. Er ſteht in dieſem Augenblick vielleicht ſchon hoch an, daß ſie ſozialiſtiſche è jinter d Volkswillet

ſtellten und das ſozialiſtiſche Programm nicht verleugneten, das
den Mehrheitswillen zur Geltung erhebt. Freilich iſt der Glaube
der Scheidomann- Sozialdemokratie an den Ausgang der Wahlen
ſo groß, daß dieſe Partei es wagen durfte, ſich ſo nachdrücklich für
ſchnelle Wahlen einzuſetzen. Weniger Hoffnung auf Mandakge-
winn haben die Unabhängigen, woraus ſich auch ihre Abſicht er
klärt, vor den Wahlen die Macht noch weidlich aus zunutzen.

Die bürgerlichen Parteien ſind indeſſen mit den Mehrheits-
Sozialiſten einer Hoffnung. Auch ſie leben der Ueberzeugung,
daß die Wahlen beweiſen werden, daß das Volk nicht in ſeiner
Mehrheit ſozialiſtiſch denkt, trotzdem viele in dieſen Tagen umge

vor ſeiner Verwirklichung. Die Beſetzung iſt unter
den gegenwärtigen Umſtänden kein militäriſches Kunſtſtück, ſie
iſt auch in keiner Weiſe eine politiſche Notwendigkeit, das könnte
es höchſtens in dem Sinne ſein, daß die ſozialiſtiſchpazifiſtiſche
Oppoſition im Weſten durch die höchſte Aufpeitſchung der natio-
nalſtiſchen Leidenſchaften niedergeſchlagen werden ſoll. Wir
müſſen unter den gegebenen Umſtänden allen Möglichkeiten ge
faßt ins Auge ſehen und können dazu nur ſagen: Jm gegen-
wärtigen Augenblick ſind wir machtlo s und müſſen alles
über uns ergehen laſſen, was über uns verhängt wird. Das
Deutſche Reich kann aber auf die Dauer nicht als eine
eroberte Provin z der Weſtmächte behandelt werden. Je- lernt haben. Und man erfährt auch, daß Verhandlungen an
der Verſuch, der in dieſer Richtung unternommen wird, muß dauern, die ein Zuſammengehen aller bürgerlichen Parteien in
ſchließlich den wenigen, von denen er ausgeht, und ganz Europa bedrohten Wahlkreiſen ermöglichen ſollen. Wenn das gelingen
zum Verderben gereichen. Generalspolitik, ſei es
deutſche oder franzöſiſche, kann der Welt kein Glück und keinen
dauernden Frieden, ſondern nur immer neues Unheil bringen.
Zerſtört man in uns das Vertrauen in die internationale Gerech-
tigkeit, ſo bleibt uns nur das Vertrauen an die Kraft
unſeres Volkes die unzerſtörbar iſt.

würde, hätten die Bürgerlichen allen Grund, die Wahlen nicht
zu fürchten. Man muß nur hoffen, daß ſich für die Bürgerlichen
eine Wahlparole ergibt, die ſie zuſammenführen muß. Die

A. und S. Räte- Herrſchaft hat in vielen Kreiſen die anfängliche
Liebe für die Sozialiſten doch erheblich herabgemildert und es den
Bürgerlichen leicht gemacht, Agitationsſtoff zu verwerten.



Die Wahlen zur Rationalverſammlung.

Berlin, 2. Dez. Aus der neuen Wahlkreisein-
teilung, die 38 große Wahlkreiſe vorſieht, ſeien die
folgenden Zahlen wiedergegeben: Es werden im ganzen 43 3
Abgeordnete gewählt. Davon entfallen auf den Wahl
kreis Magdeburg mit Anhalt 11 Abgeordnete, auf den Wahl
kreis Merſeburg 9 Abgeordnete, Dies ſind die bei
den Wahlkreiſe, in die die Provinz Sachſen eingeteilt iſt.

9

Eine im „Reichsanzeiger“ veröffentlichte Verordnung über
die Wahlen zur verfaſſunggebenden deutſchen Nationalverſamm-
bung enthält u. a. folgende Beſtimmung

Wählerliſten ſind ſpäteſtens 4 Wochen vor dem Wahl
tage auf die Dauer von 8 Tagen zu jedermanns Einſicht auszu
legen. Ueber die nachträgliche Aufnahme von Angehörigen des
Heeres, der Marine und der Kriegsgefangenen, die ſpäter heim
kehren, ergeht beſondere Verordnung. Beim Wahlkommiſſar
ſind ſpäteſtens bis zum 21. Tage vor dem Wahltage
Wahlvorſchläge einzureichen. Sie müſſen von mindeſtens
100 im Wahlkreiſe zur Ausübung der Wahl berechtigten Per-
ſonen unterzeichnet ſein und nicht mehr Namen enthaliten, als
Abgeordnete im Wahlkreiſe zu wählen ſind. Mehrere Wahl
vorſchläge können miteinander verbunden wer-
den. Die Namen auf den einzelnen Stimmzetteln dürfen nur
einen einzigen der öffentlich bekanntgegebenen Wahlvorſchläge
enthalten. Gewählt wird mit verdeckten Stinmnzetteln. Ab-
weſende können ſich weder vertreten kaſſen noch ſonſt an der
Wahl teihnehmen. Bei der Ermittelung des Wahlergebniſſes
iſt vom Wahlausſchuſſe feſtzuſtellen, wieviel gültige Stimmen
abgegeben und wieviel hiervon auf jeden Wahlvorſchlag oder
auf die verbundenen Wahlvorſchläge gemeinſchaftlich entfallen
ſind. Die Abgeordnetenſitze werden auf die Wahlvorſchläge nach
dem Verhältnis der ihnen zuſtehenden Stimmen verteilt. Die
Berechnungsweiſe wird in der Wahlordnung geregelt. Die
Wahlen finden ſämtlich am 16. Februar 1919 ſtatt.

Eisner fordert eine Keichskonferenz in Jeng.

München, 2. Dez. (Amtlich.) Heute ging ſolgendes Tele
gramm ab

Haaſe--Ebert, Berlin.
Der Miniſterrat des Volksſtaates Bayern iſt einſtimmig der

Meinung, daß ſofort eine Konferen z der Vertreter der deut
ſchen Regierungen in Jena oder in einem anderen zentral ge
legenen Orte einberuſfen wird, in der eine programma-
tiſche Kundgebung der äußeren und inneren
Politik zu vereinbaren iſt. Zu den unerläßlichen Programm
punkten gehören die Fragen der Nationalverſamm-
lung, die Beſetzung des Auswärtigen Amtes in Ber
lin und die Aktenveröffentlichungen. Die Konfe-
renz foll, je nach der Größe der Bundesſtaaten, aus 1——3 Mit-
gliedern zu ſammengeſetzt werden.

Der Miniſterpräſident des Volksſtaates Bayern.
gez.: Kurt Eisner.

Die Bewegung gegen Eisner.
Eine ſcharfe Abſage Profeſſor Förſters.

Jn wenigen Tagen iſt der bayeriſche Miniſterpräſident“ ein be
rühmter Wann geworden, in abermals wenigen Tagen aber hat er
ſich die Gegnerſchaft des größten Teils des Volkes zugezogen; denn
Eisners Pläne laufen dahin, Deutſchland zu zerſplittern, feine Ab
ſichten ſind durch Anordnungen ausgedrückt, die uns unermeßlichen
Schaden zufügen müſſen. Einmal iſt es ſein Kampf gegen die
Nationalverſammlung, dann ſein Kampf gegen die
„komprimittierten Männer im Auswärtigen Amt geweſen, dann ſeine
Angriffe gegen die Regierung und ſchließlich feine eigenmächtigen
Veröffentlichungen, die die Schuld des Krieges feſtſtellen wollten,
angeblich. weil Clemenceau dieſen Beweis deuiſcher Ehrlichkeit gerne
haben wollte. Der „Vorwärts“ kämpft täglich gegen den Eigen-
brödler an Bayerns Spitze. Jetzt wird man auch in Bayern mit ihm
unzufrieden und aus der geſamten bayeriſchen Preſſe,
die noch vor wenigen Tagen nur gutes über Eisner ſagen konnte,
wird er jetzt als eine Gefahr für Bayern, als eine Gefahr für
HOeutſchland bezeichnet. Ganz entſchieden tritt ſchließlich heute
der bayeriſche Geſandte in der Schweiz, Profeſſor Dr. Förſter
gegen Eisner auf. Eisner hat ihn auf dieſen Poſten geſetzt, das
hindert aber nicht, daß der Geſandte ſeiner ehrlichen Ueberzeugung
dahin Ausdruck gibt, Eisner müſſe von der Regierungsſpitze ver-
ſchwinden; dene er ſei eine Gefahr. Förſter ſpricht von der National-
verſammlung als einem deutſchen Symbol. Er weißt darauf hin,
daß die Entente nur mit einem Deutſchland Frieden ſchließen will,
das ſtentsrechtliche Grundlagen hat, daß nur ein Deutſchland Nah
rungsmittel erhalten wird, das eine Nationalverſammlung aufs-
weiſt. Und weil Eisner dagegen ſei. weil er die Anſichten der
Entente verkenne, deshalb fei er nicht der rechte Mann am
vechten Platze.

Wie geſagt: Bayern iſt heute hellhörig geworden und verſchie-
dene Meldungen deuteten bereits darauf hin, daß Eisners Stunde
als Miniſterpräſident geſchlagen habe (27). Man wird geſpannt ſein
können, wie Eisner ſich dazu verhält, ob er wirklich der Volksſtimme
weicht. Er forderte ja, daß das Auswärtige Amt. Scheidemann,
Erzberger, Dr. David und andere ſeiner Stimme weichen ſollten.

Beſetzung Münchens durch Jtalien
Ein Ruf nach Sonderfrieden.

München, 2. Dez. (Privattel.) Die Züriche. Blätter berichten,
daß italieniſche Truppen Münchon zu boaſetzen droyen.

Hierzu ſchreibt das bayeriſche Zentrumsorgan. der „Vayr. Kur.“:
Wir brauchen nicht erſt darauf hinzuweiſen, was dies für Bayern
bedeuten würde. Wenn die revolutioniſtiſche Regierung Bayern vor
dieſer Schm ach und dieſem Unglück bewahren will, ſo iſt es an der
Zeit, daß ſie geſetzliche Verhältniſſe ſchafft und uns einen Son der
frie den erwirkt. Sie könnte ſonſt die Verantwortung nicht tragen
für das, was über Bayern hereinbricht.

Der BVergarbeiterſtreik.

Beuthen, 2. Dez. Der oberſchleſiſche Vergarbeiterſtreik kann
als erloſchen angeſehen werden. Vei der heutigen Frühſchücht
wurde nur noch auf der HedwigWunſch Grube geſtreikt. Dort fehlten
von 660 Mamm unter Tage 113 und von 888 Mann über Tage 440.
In allen übrigen Gruben iſt die Arbeit wieder aufgenommen worden.

Eine Steigerung der Förderleiſtung iſt bisher nicht zu verzeichnen.
Am Sonnabend wurden 5268 Eiſenbahnwagen geſtellt. Heute Mor
27 e angefordert (gegen etwa 12 000 normal während

Aus dem rheiniſche weſtfäliſchen Bezirk verlautet nichts

don Streit, ader auch hier geringe Förderkeiſtung. Am Sonubend

ſind 14 930 Wagen geſtellt (gegen 24- bis 25 000 in ſtörungsfreien
Zeiken während des Krieges).

Keine Verlängerung des Waffenſtillſtandes,
wenn

München, 2. Dez. Wie die „Münchener Poſt von zu
verläſſiger, gut informierter Seite erfährt, hat die Entente
in Paris beſchloſſen, den Waffenſtillſtand mit Deutſchland,
wenn die politiſche Lage in Deutſchland ſich bis zu deſſen Ver
falltermin nicht vollſtändig geklärt und organiſch gefeſtigt hat,
nicht zu verlängern, ſondern ohne weiteres die Okku
pation vorzunehmen.

Haag, 2. Dez. Die „Morning Poſt“ meldet: Zwiſchen den
Ententemächten ſind Verhandlungen eingeleitet, die
Moßnahmen militäriſcher Art gegen den deutſchen Bol-
ſchewismus betreffen.

Clemencean gegen Unterſuchung der Kriegsſchuld.

Die Entente bedarf keiner Rechtfertigung!
Genf, 2. Dez. Clemenceaus Preſſebureau weiſt den deut

ſchen Antrag der Ueberweiſung aller den Kriegsurſprung
betreffenden Akten an einen Ausſchuß von Neutralen mit der
Begründung zurück, die Entente bedürfe keiner
Rechtfertigung (!h.

Franzöſiſche „Verſföhnung“.

Genf, 2. Dez. Wie Havas aus Paris meldet, hat der
Wiener Journaliſten verein ein Telegramm an den
Vorſitzenden der franzöſiſchen Schriftſtellergenoſſenſchaft Lecomte
gerichtet, worin die Hoffnung ausgeſprochen wird, daß der Ab-
ſchluß des Friedens eine freundſchaftliche Annähe-
rung zwiſchen den franzöſiſchen und den öſterreichiſchen Jour-
naliſten herbeiführen werde. Außerdem werden die franzöſiſchen
Jouvnaliſten erſucht, ihren Einfluß auf die franzöſiſche
Regierung geltend zu machen, um die Lage des öſterreichi-
ſchen Volkes zu erleichtern. Lecomte erwiderte darauf in einem
längeren Telegramm, worin er den Oeſterreichern vorwirft, daß
ſie niemals ein Wort der Entrüſtung gefunden hätten über die
Leiden des franzöſiſchen und belgiſchen Volkes. Zum Schluſſe
ſagt er:

„Was die Annäherung betrifft, von der euer Zynismus
ſpricht, ſo gebt alle Hoffnung auf. Wir werden euch nur noch
kennen, um euch von uns fern zu halten.“

Sie Veſreier!“
Barhbariſche Maßnahmen der Velgier.

Berlin, 2. Dez. Der „V. L.-A.“ meldet aus Düſſeldorf:
Jn Jülich iſt belgiſches Militär eingerückt. Es wurde ſofort
eine Vekanntmachung öffentlich angeſchlagen, in der es u. a.
heißt: Die ganze Zivil bevölkerung muß die vorüber
gehenden Offiziere durch Abnahme der Kopfbedeckung
grüßen und dabei den Bürgerſteig verlaſſen. Wer
dieſen Befehl übertritt, wird feſtgenommen und durch Ver-
fahren erſchoſſen. Den betr. Einwohnern ſowie der
Stadt wird außerdem eine Geld buße auferlegt.

Ein Aufruf Fochs an die Rheinländer.
Haag, 2. Dez. Hollandſch Nieuws Bureau meldet: Foch

richtete an die Vevölkerung der ganzen linksrheiniſchen Ge
biete eine Proklamation, in der es u. a. heißt:

Die militäriſchen Behörden der Alliierten haben den Be
fehl über das Land übernommen und verlangen von allen
Perſonen völligen Gehorſam. Die Beſtimmungen,
welche im Augenblick der Okkupation beſtehen, werden von uns
berückſichtigt werden, inſofern ſie mit unſeren Rechten und
Sicherungsmaßnahmen vereinbar ſind.
Fontrolle der Militärbehörden werden die öffentlichen Dienſte
weitergeführt. Die Beamten haben ihren Dienſt weiterhin
ehrlich und gewiſſenhaft auszuführen. Die Einwohner
haben ſich direkt oder indirekt in Wort und Tat jeder Feindfelig-
keit gegen die alliierten Truppen zu enthalten. Jeder, der
irgendeines Vergebens für ſchuldig befunden wird, das gegen

die Sicherheit der Truppen gerichtet iſt, wird vor ein Kriegs
gericht geſtellt.

Aachener Einwohner als Geiſeln der Belgier.

Köln, 2. Dez. Zur Feſtnahme von Geiſeln durch die Aache-
ner Beſatzungstruppen meldet die „Köln. Ztg.“, daß die Stel-
lung von Geiſeln als Gewähr für die Aufrechterhaltung der

Ordnung von den Belgiern verſengt worden ſei. Die Geiſeln
haben ſchon die erſte Nacht in dem beſetzten Rathaus verbrin-
gen müſſen.

Amerikaner in Trier.
Trier, 2. Dez. Amerikaniſche Truppen ſind geſtern,

Sonntag, nachmittags 2 Uhr, in Trier eingerückt. Das
6. amerikaniſche Jnfanterie- Regiment hat die Stadt beſetzt. Den
Dienſt der Bürgerwehr bat die amerikaniſche Beſatzung mit der
Polizei übernommen.

Unruhen im Saarrevier.
Köln, 1. Dez. Der Saarbrücker Korreſpondent der

„Köln. Ztg.“ meldet: Die Vergleute des Saarreviers ver
langen die ſofortige Einführung des Achtſtundentages.

Sie drohen mit Streikausbruch. Die Direktion wandte ſich an
den franzs fiſchen Kommandanten. Dieſer verfügte,
auſ den Sagrgruben dürfte bezüglich der Arbeitszeit und Löhne
nichts geändert werden, ohne daß zuvor die Genehmigung
des 7ranzöſiſchen Kriegsminiſters eingeholt wäre. Den Wunſch,
die Roſethvng ſchon jetzt auf die unruhigen Grubenbezirke
auszudehnen, beantwortete der franzöſiſche Kommandant
dahin, daß er dic Genehmigung hierzu beim franzöſiſchen Kriegs
miniſter einholen wollte. Jn St. Avold erſtürmte der
Pöbel das Proviantamt und die Jnfanteriekaſerne, plün-
derte und legte Feuer an beide Gebäude; dieſe brannten
nieder. Die franzöſiſchen Beſatzungstruppen wurden zur Hilfe
gerufen. Sie vertrieben das Raubgeſindel: hierbei wurden
vier Perſonen getötet. Weitere Plünderungen und
Brandſtiftungen erfolgten in Tetingen und Herlingen.

Jndo Chineſen in Straßburg.

Baſel, 2. Dez. (Eig. Drahtb.) Die „Times“ melden: Die
franzöſiſche Beſatzung in ElſaßLothringen ſei 320 000 Mann

Unter der Leitung der

ſtark, davwr ſel Skraßvurg u. a. auch von nd
ne ſen beſetzt. auſ on Jus C 5 V

Die „Kulturbringer“ in der Pfatz.
Ludwigshafen, 2. Dez. Die ſranzöſiſchen Truppen ſindam Sonntag in der Süd und Weſtpfalz eingerückt n

haben dieſe beſetzt.

Aus verſchiedenen pfälziſchen Ortſchaften werden Verfol.
gungen von Frauen und Mädchen durch Schwarze
gemeldet

Die Froutſoldaten für eine geſehmäßige Regierung.

Auf der Deligiertenverſammlung der Frontſoldaten in Ems
wurde eine Entſchließung angenommen, in der es heißt, daß die
Errungenſchaften der Republik gegen alle Gefahren und Angriffe
verteidigt werden ſollen, von welcher Seite ſie immer kommen
mögen. Dann fährt ſie fort:

„Um ſo mehr beklagt der Vertretertag des Feldheeres die
Streiks in lebenswichtigen Jnduſtrien. Wirx, die wir in
jahrelangen ſchweren Kämpfen unſer Leben eingeſetzt haben,
appellieren an die Einſicht und Solidarität der geſamten deut
ſchen Arbeiterſchaft, den Wiederaufbau durch Arbeitsverweige-
rung nicht zu gefährden, denn gerade die minderbemit-
telten Vevölkerungskreiſe würden am ſchwerſten unter den Fol-
gen zu leiden haben, unſere Exiſtenzmöglichkeit aufs ärgſte ge-
fährdet werden. Der Vertretertag iſt ſich bewußt, daß zur Siche-
rung der demokratiſchen und ſozialen Ziele ſo ſchnell wie möglich
eine geſetz mäßige Regierungsgewalt gegründet
werden muß. Er verlangt deshalb die Einberufung der ver-
faſſunggebenden Nationelverſammlung. Die Teilnahme muß
für alle wahlberechtigten Angehörigen des Heeres geſichert ſein.

Die Entſchließung wurde einſtimmig angenommen,
nur gegen eine Stelle, wo von der ſchrittweiſen Soziakiſierung
die Rede iſt, erhob ſich Widerſpruch.

Die Oſt- Soldaten gegen Molkenbuhr.
Auf die Ausführungen des Führers des A.- und S.-Rates

Berlin, Molkenbuhr, die vollkommen ungerechtfertigte
Aeußerungen über die Oſtverbältniſſe bringen, erging folgender
Proteſt durch den Zentralrat der der Oſtfront:

Der Zentralrat der Oſtfront iſt erſtaunt über die Aeußeun-
gen von Jhnen, daß die in Rußland liegenden Armeen wohl
kaum an eine Rückkehr denken könnten. Wir verſtehen
nicht, wie Sie derartiges in öffentlicher Verſammlung ſagen
können, wo die ganze Lage der Oſtfront zu dieſem Peſſi-
mismus keinen Anlaß gibt ſolange es den S.-Räten
gelingt, ihre Politik der Ruhe und Ordnung weiter durchzu
führen. Mit derartigen Mitteilungen ver wirren Sie ſo-
wohl die Stimmung in der Heimat als auch bei der Truppe, die
davon Nachricht empfängt, er ſchweren unſere außerordent-
lich großen Aufgaben und bringen erſt die Gefahr herauf, die
Sie ſchon als vorhanden darſtellen. Wir eriuchen Sie dringend,
über die Oſtfragen unr unſere bevollmächtigten Vertreter
ſprechen zu laſſen, die wirklich mit der Sachlaoe vertraut ſind.

Zentralrat der Oſtfront.
Unſere Truppen in der Ufraine.

Berlin, 2. Dez. Zur Beruhigung aller Angehörigen der
Beſatzungstruppen aus der Ukraine beſonders gus der Gegend
von Odeſſa, kann W. T. B. mitteilen. daß nach einem Funk-
ſpruch des Etappenkommondos 31 dort alles wolauf und nir-
gends die Ruhe geſtört iſt.

General von Mudra gegen die rofen Rbzeichen.

Berlin, 2. Dez. Der Oberbefehlshaber der 17. Armee,
General der Jnfanterie von Mudra, hat. wie der „Vor-
wärts“ meldet, in Paderborn eine Befgnntmachung erlaſſen, in
der es u. a. heißt, daß ſich die im Operationsgebiet gebildeten
A. und S.-NRäte ſebſtverſäntlch der milit riſchen Ge
walt unterzuordnen hätten. Das Tragen
roter Abzeichen wird auf das ſtren e ſte verboten.
Der „Vorwärts“ richtet im Anſchluß an dieſe Wirtteilung an die
Regierung die Aufſſorderung, General von Mudra jofort ſeines
Amtes zu entheben.

800 Millionen Mark an
Berlin, 2. Dez. D

Soldatenräte in erſten vierzehn Tagen ihres
wie die „Voſſ. Ztg.
800 Millonen Mark betragen.

u. S. -Räte.
er Fingnzbedorf der Arbeiter- und

Beſtehens hat,
von vertrauenswürdiger Seite erfährt,

Der Leipziger A. und S.-Rat fordert Auflöſung des
Hauptquartiers.

Hindenburg ſoll verhaftet werden.
Leipzig, 2. Der A.- und S.-Rat hat in einer Sitzung

auf Antrag Seger beſchloſſen, daß das Hauptquartier
aufgelöſt und Hindenburg verhaftet werden ſoll.
Den Anlaß dazu gibt ein Flugblatt, das von Hindenburg unter
zeichnet und in der heutigen „Leipz. Volksztg.“ abgedruckt iſt.
Es wendet ſich gegen die ſchlechte Behandlung des Feldheeres
durch die Heimattruppen.

WDez.

Düſſeldorf in den Händen der Unabhängigen.

Düſſeldorf, 2. Dez. Jm A. und S.-Rat iſt eine
Spaltung eingetreten. Die Mehrheitsſozialiſten haben ihren
Austritt erklärt, ſo daß die Unabhängigen und die Spar-
takusleute gegenwärtig allein das Heft in den Händen
haben. Die Mehrheitsſoziagliſten hatten eine Neuwahl des A
und S. Nates auf demokratiſcher Grundlage durch ſämtliche Ar
beiter und Angeſtellten bis zu einer beſtimmten Gehaltsgrenze
geſordert, die beiden anderen Richtungen dagegen wollten einc
Neuwahl nur durch die zurzeit eingeſchriebenen Mitglieder der
ſozialiſtiſchen Parteirichtungen zugeſtehen.

Erkrankung des Kaiſers.

Baſel, 2. Dez. (Eig. Drahtb.) Havas meldet aus
Amſterdam: Der Exkaiſer iſt von einem Nervenanfall be
troffen. Er beabſichtigt, ſich in ein Sanatorium in der
Nähe von Arnheim zu begeben. Reuter berichtet, daß die Mil
glieder des Gefolges heute nach Deutſchland zurück
kehren werden.
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Der Kronprinz ſoll den Thronverzicht ausſprechen.

Genf, 2. Dez. Von London aus, wo gegenwärtig Cle
mencegau und Lloyd George konferieren, ſoll den Pariſer
Blättern zufolge Holland aufgefordert werden, den
Verzicht der Kronrechte des ehemaligen Kron-
prin zen für ſich und feine Erben in aller Form bekanntzu
geben.

Die Kapitulation unſerer Oſtafrikahelden.
London, 2. Dez. Reuter meldet aus Lonrenco Marques

vom 25. November: Amtlich wird bekannt gegeben, daß General von

Lettow-Vorbeck ſich mit 30 Offizieren, 125 anderen Europäern,
1165 Askari, 1516 Trägern, 482 örtlichen und portugleſiſchen Trägern,
13 Eingeborenen Häuptlingen, 283 männlichen Eingeborenen und 819

Freuen ergeben hat. Die Askari bleiben bis zur Heimbeförderung
in Tabora, die Deutſchen bis zur Ueberführung nach Europa in
Daresſalam,

Deutſchfein liche Ausſchreitungen in Prag.

Prag, 2. Dez. Geſtern kam es tagsüber zu mehreren Zu e
ſammenſtößen. Deutſchſprechende Offiziere und Sitraßengänger
wurden von der Menge angopöbelt. Die deutſchen Kaffeehäufer
und das Deutſche Haus wurden von eiſter Militärpartroudlle geſperrt.
Geſtern mittag wurden auf dem Graben Offiziere, die noch keine
iſchechiſchſlowakiſchen Abzeichen trugen, feſtgenommen, Zuerſt
wurde ein Offizier, der dieſes Abzeichen irug, umringt und mißz
handelt. Dann wandte ſich die Menge gegen Offiziere welche die
tſchechiſchſlowakiſche Kokarde nicht trugen, und ſchließlih gegen
alle Offiziere die Deutſch ſprachen. Es gekang der
Militärpatrouille, die Offiziere in die Joſephs-Kaſerne zu bringen.

Die feindlichen Schadenerſatz
forderungen.

Haag, 2. Dez. Der parlamentariſche Mitarbeiter der
„Daily News“ ſagt, daß folgende Vorſchläge für Schaden-
erſatzleiſtungen von den Alliierten gemacht wurden:

1. Während einer Reihe von Jahren ſoll Schadenerfatz in
Geld geleiſtet werden, und zwar für ſämtliche in Velgien und
Frankreich angerichteten Schäden. Dieſe werden auf 2 bis
22 Pfund Milliarden Sterling berechnet.

2. Sämtliche vernichteten Häuſer in den Städten
dieſer Gebiete müſſen von deutſchen Arbeitern aufge
baut und das zu dem Wiederaufbau notwendige Material von
deutſchen Arbeitern beſchafft werden.

3. ſoll Schadenerſatz für den vernichteten Schiff-
bau geleiſtet werden.

4. Außer des Schadenerſatzes für Belgien und Frankreich
iſt eine Entſchädigung für ſonſtige Verluſte zu zahlen.

5. Alles in Deutſchland vorhandene Gold wird den
Alliierten aus geliefert.

6. Von der Erzeugung der deutſchen Kohlenberg-
werke wird eine Abgabe erhoben, die eine Reihe von Jah-
ren beibehalten werden muß. Außerdem iſt die deutſche Kohlen-
erzeugung unter die Kontrolle der Alliierten zu ſtellen.

7. Die Verheerungen in Jtalien, Serbien und Ru-
mänien ſind gleichfalls wieder gutzumachen.

122 U-Boote abgeliefert.
Amſterdam, 2. Dez. Reuter meldet aus London, daß

geſtern in Harwſch weitere acht deutſche U-Boote angekommen
ſind. Damit ſteigt die An zahl der an England ausgelieferten
U-Boote auf 122.

Aus Stadt und Umgebung
Was gibt es an Lebensmitteln

Mager und Buttermälch-Verkauf: Am 4. Dezember bei Kretzſchmar,
Neumarkt; Näther Nachfl., Markt; Schanze, Kleine Ritterſtraße;
Konſum, Geiſel und Kötteritzſch, Gotthardiſtraße.

Roßfleiſch- und FleifchwarenVerkauf: Am 4. Dezember 9--11 und
2——5 Uhr bei Hoffmann, Brühl 6, von 2--5 Uhr bei Möbius,
Tiefer Keller und von 1--5 Uhr bei Naundorf, Obere Breiteſtr.

Abgabe der Vezugsſcheine für die nächſte Lebensmittelzuteilung bis
Mittwoch, 4. Dezember.

Ausgabe von Quark: Am 4. Dezember in den Verkaufsſtellen Näther
Nachfl., Konſumverein, Geiſel und Trommer, Unteraltenburg.

Z rrrevJ]J
Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches

bis zur November- Revolution 1918.
Vortrag des Superintendenten Prof. Vithorn im Deutſch

Evangeliſchen Frauenbund,
Vor einer höchſt ſtattlichen Zuhörerſchar aus der hieſigen Frauen

welt hielt Superintendent Prof. Bithorn, am Montag abend im
„Tivoli“ ſeinen erſten, dem Verſtändnis der Einführung der Frauen
in die politiſche Bewegung dienenden Vortrag über „Die Verfaſſung
des Deutſchen Reiches bis zur November- Revolution 1918*. Den
feſſelnden Ausführungen des volkstümlichen geſchätzten Redners lag
ſolgender Gedankengang zu Grunde:

Die Verfaſſung des deutſchen Reiches gehört ſeit kurzem zu den
ab getretenen Größen. Mit Hilfe der geplanten Nationalver-
ſammlung ſoll eine neue Verfaſſung entſtehen. Allein
bei allen bedeuſſamen Umformungen im Völkerleben darf eine
wichtige Wohrheit nicht mißachtet werden, nämlich die, daß alles
dauerhafte Neue nie aus dem Nichts entſpringt. ſondern nur aus
geſchickter Benutzung des Alten. Alle wirklichen Fort
chritte in der Menſchheitsgeſchichte haben ſich nicht in gewaltſamer
Loslöſung von dem geſchachtlich Gewordenen voll een, ſondern in
enger Verbindung mit ihm. Daher tut jeder h nur in be-
ſcheidenem Maße an der neuen Zeit mitarbeiten wohl, ſich in
die alte Reichsverfaſſung zu vertiefen. inen Wunder-
bau hat Bismarcks Genie im Jahre 1866 mit der Gründung des
nord deutſchen Bundes begonnen und 1871 mit Aufrichtung des
deutſchen Reiches gekrönt; einen Bau mit ſeltfamem Stilgemiſch, in
dem Altes und Neues, Konſervatives und Demokrati-
ſches eigenartig verbunden iſt. Der Wunſch der Libera
len wurde erfüllt: ein einiges Reich entſtand. Aber zugleich wurde
konſervativem Denkergeiſt entſprechend das Recht der Einzelſtaaten
gewahrt. Dem ariſtokratiſchen Bundesrat wurde der demokratiſcheReichstag zur Seite geſtellt. Als perſönliche Spitze des Ganzen
tauchte die volkstümliche Geſtalt des deutſchen Kaiſers auf. Nur
einen Fehler hatte das große Meiſterwerk: Es war allzuſehr fü
einen idealen Herrſcher wie Wilhem I. und ein ſtaatsmänniſches
Genie wie Bismarck berechnet. Ein deutſcher Geſchichtsforſcher hat
im Jahre 1886 gefagt: „Unter allen politiſchen Uebeln, die uns heim
fuchen können, wäre das ärgſte eine ſchwache Reichsregierung.“
Schwach zwar iſt feit 1890 die Reichsleitung nicht immer gewefen,
aber ſchwankend; ihr fehlte die Stetigkteit, die die engliſche

Pohl in hohem Maße ausgezeichnet hat. Ein Kanzler dem

andern kam und ging. Aber wir haben nie die Empfindung gehabtdaß ein einheitlicher klarer politiſcher Wille erginnre

beſtimmte n iſt der ſtolze Bismarckſche Bau zuſammen
gebrochen. Ueber ſeinen Trümmern ſoll ſich ein neues Gebäude er
heben. Wieder wie vor 60 Jahren erſchallt der Ruf: „Wann doch,
wann erſcheint der Meiſter, der, o Deutſchland, dich erbaut?“ Wird
dieſer Meiſter kommen Noch iſt keine das Mittelmaß weit über
ragende Perſönlichkeit zu ſehen. So müſſen wir alle um ſo wach
ſamer auf unſerm Poſten ſtehen. Das Vaterland erwartet, daß ein
jeder ſeine Pflicht tut.

Dem Vortragenden wurde wohlverdienker Beifall zuteil.
An den Vortrag ſchloſſen ſich weitere Redner an. Eine Frau

Hopſtedt verſtieg ſich zu der Behauptung, Deutſchland habe
durch feine ſtändigen Rüſtungen die Schuld am Weltkriege auf ſich
geladen und England ſei das einzige Reich, das heute mit reinen
Händen daſtehel! Die Rednerin entptippte ſich als gewerbsmäßige
Pazifiſtin und ſchloß ihre von häufigen, ſich mehr und mehr ſteigern
den ſchließlich ſtürmiſchen Proteſten unterbrochenen Ausführungen mit
dem Rufe: Krieg dem Kriege! Herr Superintendent Bithorn
erwiderte der Rednerin, daß ſie ihre Ausführungen beſſer in Paris
oder London gemacht hätte. Deutſchland habe ſich ſtets nur gegen
Angriffe verteidigen müſſen und jetzt, wo es wehrlos zu den Füßen
ſeiner Feinde liegt, zeigt ſich die wahre Geſtalt von deren Menſch
lichkeit und Gerechtigkeit. Lebhaftem Widerſpruch aus der Verſamm-
lung begegneten ſchließlich noch die Ausführungen des Redakteurs.
Koenen, der die Morſchheit des alten Syſtems in dicken Farben malke
und ſchließlich verſuchte, für den ſozialiſtiſchen Zukunftsſtaat mit den
üblichen Schlagworten Propaganda zu machen. Die Vorſitzende
mußte ihm ſchließlich das Work entziehen, da der Unwille der Ver-
ſammlung ſich gegen dieſen Verſuch lebhaft geltend machte.

Ein ſtädtiſches Fuhrarnt
iſt für den Bezirk der Stadt Merſeburg eingerichtet worden
und zwar mit Rückſicht auf die augenblickliche ſchwierige Lage im ge
famten Güterverkehr der Eifenbahn, die die ſofortige Entla-
dung ſämtlicher hier eingehenden Güterwagen
zur Pflicht macht. Die Geſchäftsſtelle des Fuhramtes befindet ſich
bei der Speditionsfirma Richard Beyer u. Co. Wegen Einzel-
heiten verweiſen wir auf die Bekanntmachung des Magiſtrats in der
vorliegenden Nummer.

Einquartierung.
Heute morgen ſind 400 Mann des Landſturm-Bataillons

IV.14. Weißenfels aus Brüſſel zur Entlaſſung hier eingewroffen
Sie wurden namens der Stadt von Stadtrat Barth bewillkommnet
und nach Verpflegung im Gefangenenlager in der Turnhalle Wilhelm-
ſtraße ſowie in der Kaiſer Wilhelmhalle einquartiert. Wir entbieten
ihnen auch unſererſeits ein herzliches Willkommen!

Verkauf der Danmm-Mühle.
Wie wir erfahren, iſt die Damm-Mühle nicht, wie das Gerücht

verbreitet war, von der Grube „Cecilie“, ſondern von der Grund
erwerbs Geſellſchaft m. b. H. im Geiſeltal käuflich erworben worden.

Die Einführung des Stadtbaurates Zollinger
ſollte in der geſtrigen Stadtverordneten- Sitzung er
folgen. Jnfolge der Verkehrsſchwierigkeiten konnte der neue Be-
amte aber nicht rechtzeitig genug eintreffen.

Von der ſtädtiſchen Erwerbskloſenfürforge.

Zum Leiter der ſtädtiſchen Erwerbsloſenfürſorge
iſt vom Magiſtrat der Stadtverordnete Rechtsanwalt Dr. Rade-
macher ernannt worden.

Die morgige Viehzählung
betrifft eine Bekanntmachung des Magiſtrats in der vorliegenden
Nummer, auf die wir beſonders hinweiſen möchten.

An Lebensmitteln
werden für die Zeit vom 9. bis 15. Dezember 75 Gramm Gries,
28 Pfund Marmelade und eine Doſe Gemüſekonſerven zugeteilt.

Die Einführung der Z5ſtündigen Arbeitsſchicht
wird nunmehr durch eine im „Reichsanzeiger“ erſchienene Bekannk
machung für den 1. Dezember angeordnet.

Die Räude
iſt unter dem Pferdebeſtande des Handelsmannes Gautzſch hier tier
ärzklich feſtgeſtellt worden.

Aus Kreis und Nachbarkreifen.,
Die Wochenfettmenge für den Landkreis

iſt wieder auf 30 Gramm feſtgefetzt worden.
Trichinenſchau.

2 Schfkeuditz, Dez. Der Tierarzt Dr. Miriſch hier iſt vom
Landrat als Fleiſchbeſchauer für den verſtorbenen Tierarzt Enke hier
beſtellt worden.

Vauernräte und allgemein wirtſchaftliche Fragen.
7? Dürrenberg, 3. Dez. Am Sonnabend abend fand auf Ein

ladung des Amtsvorſtehers Helfer Dürrenberg im Kurhaus.
Dürrenberg eine Verſammlung der Gemeinde- und Gutsvor-
ſteher, Landwirte. Landarbeiter und landwirt-
ſchaftlichen Handwerker des Amtsbezirks und Zweckver-
bandes Dürrenberg ſtatt, an der über 100 Perſonen teilnahmen. Die
Verſammlung bezweckte in der Hauptſache die Gründung von
Vauernräten. Dieſelben wurden für die einzelnen Bezirke
gewählt. Amtsvorſteher Helfer wies in ſeiner Eröffnungsrede
auf die ſchwere politiſche und wirtſchaftliche Lage unſeres Vaterlandes
hin, die es notwendig mache, daß alle Berufsſtände ſich zu gemein
ſchaftlichen Handeln im Jntereſſe des Volksganzen zuſammenfänden.
Vor allem bedürfe es zur Sicherung der Volksernährung
der Mitarbeit der Landwirtſchaft. Deshalb ſei die Gründung von
Bauernräten nötig.

Nach Beendigung der Wahlhandlung wurden allgemeine
wirtſchaftliche Fragen beſprochen. Bei Erörterung der
Notſtands arbeiten wurde darauf hingewieſen, daß als ſolche
der Ausbau der Straßenbahn erſeburg--Dürren-
dere die Verbeſſerung der Ortsverbindungswege
von Schladebach nach Porbitz und von Wölkan nach Wüſteneutzſch und
der Ausbau von leerſtehenden Häuſern in Wüſten
eutzſch als Wohnungen in Betracht kämen. Amtsvorſteher Helfer
empfahl die Bildu von Erwerbsloſenfürſorgeaus-ſchüſſen in den Wemeinden mit Jnduſtriebevölkerung. Er for-

derte die Landwirte auf, dem Rufe des Landrats nachzukommen und
ſchleunigſt Getreide auszudreſchen und abzuliefern. Ferner teilte er
mit, doß durch die Nichtzuweiſung der notwendigen Kohlenbezugs-
ſcheine Eiſenbahnladungen ſeitens des Reichskohlenkommiſſars die
Kohle orgung des Kreiſes erſeburg ernſtlirh gefährdet ſei. Die
Vorſtellungen der Behörden dieſerhalb in Berlin ſeien ohne Erfolg
geblieben. Der drohenden Kohlennot könne nur durch Steigerung
der Kohlenzufuhr im Wege des Landabſatzes begegnet werden. Soll-
ten die Landwirte ſich nicht bereit finden, die nötigen Kohlenfuhren
freiwillig aus uführen, ſo 'ei der behördliche Zwang hierzu beſtimmt
zu erwarten.

Kommunales.
Weißenfels, 3. Dez. Die Stadtverordneten ſtellten für Arbei-

ten durch heimkehrende Krieger 25000 Mk. bereit. Die
Einführung einer Erwerbsloſenfürſorge, in die auch
Witwen und Waiſen ohne Kinder einbezogen werden ſollen, wurde
gutgeheißen. Unter warmer Befürwortung des Oberbürgermeiſters
Daehn wurden den ſtädtiſchen Lehrern und Lehrerinnen
an der Bürgerſchule und den Volksſchulen Orts zulagen vom
1. Januar 1919 an bewilligt. Bei einem Meinungsaustauſch über
die Einſtellung der zurückkehrenden Krieger in ihre vor dem Krieinnegehabten Arbeiteſtellen wurde von einem Stadtverordneten die

erfreuliche Nachricht gegeben, daß die Schuhinduſtrie lebhaf-
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Ein Poliziſt ſeines Amtes enthoven.
berſtadt, 2. Dez. Der Polizeiſergeant Mauermannwie e A. und S Rat mitteilt, wegen ſeiner aufhetzenden e

ührenden Rede in einer nationalliberalen Verſammlung ſeines
mtes enthoben worden.

Wettervorausſagge
Mittwoch, 4. Dezember. Zunächſt noch trübes mildes Wetter

mit Regen

Letzte Depeſchen
Foch mit Erzbergers Gegenvorſchlag

einverſtanden?
Köln, 3. Dez. Eig. Drahtb.) Zu dem Gegenvorſchlag

Erzbergers gegenüber der Forderung Fochs betreffs der Aus
lieferung der beſten und ſtärkſten Lokomotiven erfährt die „Köln.
Ztg.“ aus Bern, daß Foch ſein Ein verſtändnis erklärt hat.

An Berliner amtlicher Stelle iſt bis zur Stunde noch
keine Nachricht über die Haltung Fochs eingegangen.

Mackenſens Rückmarſch.
Budapeſt, 3. Dez. (Eig. Drahtb.) Die Mackenſen-Armee

ſetzt ihren Rückmarſch über Ungarn fort. Jn Hermannſtadt
traf ein franzöſiſcher Generalſtabshauptmann mit zwei unga
riſchen Offizieren ein, um über die Entwaffnung der durchziehen-
den Truppen zu bevaten.

Ein Proteſt der preußiſchen Biſchhöfe.
Köln, 3. Dez. (Eig. Drahtb.) Die „Köln. Volksztg.“ ver

öffentlicht ein Schrekben des Kardinals v. Hartmann an die
preußiſche Regierung, worin er nams der Biſchöfe Preußens
Ein ſpruch gegen die Aufhebung der geiſtlichen Orts-
ſchulaufſicht erhebt.

Stinnes geren Prof. Weber.
Verlin, 3. Dez. Prof. Weber iſt von Hugo Stinnes fok

gendes Telegramm zugegangen:
„Heute abend von Spaa eingetroffen, woſelbſt ich bemüht

geweſen bin, die brutalen Bedingungen des Waffen-
ftill ſtandes für das geſamte deutſche Wirtſchaftsleben in
der Durchführung erträglicher zu geſtalten, leſe ich Jhre
Ausführungen im Zirkus Buſch. Jch erſuche Sie um ſofortige
Mitteilungen, auf welche Unterlagen Sie Jhre Behauptun-
gen glauben ſtützen zu können. Jhre Ausführungen ſind in
ihrem vollen Umfange un wahr, und wer ſie verbreitet,
macht ſich einer gemeinen Lüge ſchuſdig.

Hugo Stinnes.“
(Vgl. hierzu die Meldung in der Beilage: „Jſt das wahr

Eisner für die Einheit des Reiches.
München, 2. Dez. Jn der heutigen Nachmittagsſitzung des

Landes-Zentral-Soldatenrates gab Miniſterpräfident Eis ner
im Namen des Miniſterrates des Volksſtaates Bayern eine ein
ſtimmig gefaßte Erklärung ab, in der es heißt

Die Zukunft Deutſchlands wird nur geſichert durch die
Schaffung eines föderativen Stgatsweſens, das
durch die Demokratie al le ſozialen Kräfte des Volkes zu leben-
diger Mitwirkung ſammelt und erzieht. Der Miniſterrat des
Volksſtaates Bayern iſt durchdrungen von der Notwendigkeit,
daß ſich alle Regierungen Deutſchlands unverzüglich auf
ein feſtes Programm der äußeren und inneren Politik
vereinigen.

Ruſſiſche Waffen für dentſche Putſche.
Berlin, 2. Dez. Wie ſich herausſtellt. hat die frühere

ruſſiſche Votſchaft ſich hier nicht nur die Verbreitung von bolſche-
wiſtiſchen Propagandaſchriften ſondern auch die Be
ſchaffung von Waffen angelegen ſein laſſen. Jn dem
Zuge, der die Botſchaft an die Grenze brechte, hat ein Mitglied
der Miſſion ein Päckchen mit Papieren liegen laſſen. Darin be
fanden ſich 21 Rechnungen über Ankäufe kleiner Mengen
von Waffen und Munition. Sie erftrecken ſich auf die
Zeit vom 21. September bis 31. Ottober d. J. und lauten auf
insgeſammt 159 Mauſerpiſtolen, 28 Brotwnings und 23 Para-
bellum-Piſtolen, nebſt etwa 27 000 Patronen, für insgeſamt
105 000 Mk.

Die Funkenatinnen in den Händen der
Reichsregiernung.

Berlin, 3. Dez. Entgegen den neuerlichen Gerüchten, daß
die deutſchen Funkenſtationen doch unter Kontrolle der
Spartakusleute ſtänden, macht die Regierung wieder bekannt,
daß keine der deutſchen Funfſtationen ſich in den Händen irgend
einer beſonderen politiſchen Gruppe befinden.

Der Vollzugsrat gegen Solf.
Berlin, 2. Dez. (Amtlich.) Der Vollzugsrat Groß

Berlin hat im Einverſtändnis mit dem bayeriſchen Vollzugs-
ausſchuß beſchloſſen, zu fordern:

1. daß die vom Vollzugsrat bereite geſtellte Forderung des
ſofortigen Rücktritts von Solf ſchleunigſt erfüllt
wird

2. daß an Stollo von Solf ein Wann tritt, der ſtets Geg
ner des alten Syſtemes und der Kriegenoſitik war:

3. die Zuſicherung, daß Erzberger an den Friedens
verhandlungen nicht teilnimmt.

Freies Geleit für unſere Finnloand-Truppen.
Berlin, 3. Dez. Die deutſche Waffenſtillſtandskommiſſion

meldet aus Spaa: Die Entente hat unſeren in Finnland be-
findlichen Truppen freies Geleit nach Deutſchland zuge
ichert.

Die Engländer in Lihban.
Berlin, 3. Dez. Mie W. T. B. von zuſtändiger Stelle

erfährt, iſt eine Flottille von 12 engliſchen Zerſtörern,
die durch den Sund in die Oſtfee eingelaufen waren, in Libau
angekommen.

Die demokratiſche Einienng.
Berlin 3. Dez. Wie WTV. von beteiligter Seite erfährt,

haben die über die Vereinigung der Deutſchen Demokra
tiſchen Partei und der Deutſchen Volkspartei ge
führten Verhandlungen unter den damit betrauten Verfönlich-
keiten zu einer vollen grundſätzlichen Verſtändigung
führt. Die Abmachungen werden vorausſichtlich heute ihren för ne
lichen Abſchluß finden.

ten Geſchöfisgang zu ewvorten habe. Die heutige Nummer umfakt 6 Seiten.



An die Vürgerſchaft von Merſehurgl

P J diefen Tagen kehren auch nach Merſeburg eine größere
1 von Soldaten zurück. Neben dem Landſturm-Bataillon

14 iſt auch das hier garniſonierende Bataillon Jnf.-Regt.
r. 153 angemeldet. Sie ſollen würdig empfangen werden
d nicht darunter leiden, daß Deutſchland den Krieg verloren.

Der Bürger- Ausſchuß hat beſchloſſen, den zurückkehrenden
Truppen eine Willkommens gabe zu überreichen und rich
tet deshalb die Bitte an die Bürgerſchaft, ihm bierzu Mittel
zur Verfügung zu ſtellen. Die hieſigen Banken und der Porſchuß-

zerein ſind bereit, Veiträge entgegen zu nehmen. Außerdem
wird durch Liſte eingeſammelt. Ueber den Empfang und die Ver-
wendung wird öffentlich Bericht erſtattet.

Sollten die angemeldeten Truppen wider Erwarten nicht
rintreffen, iſt beabſichtigt, bedürftige Frontſoldaten aus Stadt
und Kreis Merſeburg zu unterſtützen oder den Jnſaſſen der hie-
ſigen Lazarette eine Weihnachtsfreude zu bereiten. Wir ſind ge-
wiß: Der Opferſinn unſerer Bürgerſchaft wird auch hierbei nicht
verſagen!

Der Bürgerausſchuß der Stadt Merſeburg.

Koerlin. Kohl. Rößner.
Aufruf an die heimtehrenden Goldaten!

Kameraden! Beachtet bei der Ankunſt gquf dem Bahnhof
die Plakatel Sie ſagen Euch, wo Ohr ſchnellſtens die nötigen
Kebensmittelmarken oder Euer Eſſen ſelbſt bekommt, wo ihr
Unterkunft findet, wo der nächſtgelegene Arbeitsngchbweis ift.
Alle Vorkehrungen gegen Arbeitsloſigkeit ſind ge roffen. Für

den äußerſten Fall ſeid Jhr durch Erwerbslofennnterſtützung
ſicher geſtellt.

Der Arbeitsnachweis ſagt Euch niheres
Vergeßt Eure Geſundheit nicht! Krankheit gefährdet mit

Euch anch alle die, zu denen Thr heimkomnm r habt freie
ürztliche Verſorqung. Seht Plakate am Bahnhof.

Süucht Entſanſungsonſtalt und Bäder auf, ehe Sehr in eif-
gene oder fremde Quartiere einzieht Seht Plakate am Bahnhof.

Vermeibet die großen Städte! Jhr anderwärts
beſſere Ernährung und Unterkunft. Kehrt aufs Land zurück!
Jhr findet dauernde Beſchäftigung in der Landwirtſchaft, die
nugz mit genltgenden Arbeitskräften die Ernährundslage ver-beſſern kann. Geſindeordnuyng und das einſchränkende Ko-

alitionsrecht ſür Landarbeiter ſind gefallen. Nichts braucht
Euch mehr vom Lande fern zu halten. Große Anſieölungen
ſind in Vorbereitung.

Jn den erſten Wochen werden
die Verkehrsmittel (Eiſenbahn, Lokomotivenrevargtur und
Lokvmotivenbau) und für die Kohlenbergwerke gebraucht.
Näheres erfahrt Jhr beim Arbeitsnachweis.

Soldaten Bedenkt, daß Eure En laſſung nicht auf ein-
mal erfolgen kann. Die Reihenſolge wird öurch die wirt-
ſchaftlichen Notwendigkeiten beſtimmt. Ziterſt die Arbeiter
der Transportanſtalten und des Bergbaues, die Angeſtellten
der Arbeitsnachweiſe und Gewertkſchaften, das Perſonal der
Gas-, Waſſer- und Kraftwerke jüngere Jahrgänge ſpäter als
die älteren; Verhelratete vor den unverheirateten. Die Ord-
nung muß eingehalten werden.

Kameraden! Kehrt Euerer Taten würdig heim! Sorgt
alle ſelbſt dafür, daß keine Schande auf Eure in vunzähligen
Schlachten unverletzte Ehre fällt! bringt deutſche Pflichttreue
und Ordnung, freudige Kameradſchaftlichkeit, die Ruhe des
Feldſoldaten heim.

Mit Euch, Ihr endlich Heimgekehrten, erbaut ſich das
ganze Volk in freudiger Friedensarbeit die neue Welt.

Seid willkommen!
Merſeburg, den 3. Dezember 1918.

Der Arbeiter und Soldatenrat
Merſeburg

T hiem e, Langer.
Arbeiten oder wir gehen zugrunde!

Der Staatsſekretär des Reichsdemobilmachungsamts
Koeth erklärte einem Vertreter des Vorwärts:

Es ſcheint, daß die meiſten von uns, ſich den furchtbaren
Ernſt unſerer wirtſchaftlichen Lage noch nicht hinreichend klar
machen. Wir wandeln an Abgründen, die uns täglich zu
verſchlingen drohen und nur größtes Pfichtbewußtſein, ſtärkſte
Arbeitsanfpannung, eiſerne Disziplin aller können das Volk
retten. Gelingt es uns nicht, der Vollsgeſamtheit Nahrung,
Licht, Wärme, Unterkunft, Kleidung zu ſichern, ſie trotz der
ungehener erſchwerenden Verhältniſſe überall ohne Unter-
brechung mit dem zu verſorgen, was ſie dringend zum Leben
brancht, dann find wir verlvren, dann haben wir zuerſt

s Reiches und nach

finde!

ſringend Arbeitskräfte für

Der Magiſtrat.
Hertzog.

Hunger, Anarchie, Bürgerkrieg, Zerfall des
her die Jnvaſion rückſichtsloſer Feinde.

Jeder Mann muß wiffen, daß er jetzt ganz perſönlich die
Mitverantwortung trä t für Sein oder Nichtſein unſeres Volkes

und in erſter Linie auch ſeiner ſelbſt. T
9 zor allem muß Feder arbeiten, ſonſt gehen wir zugrunde.

In der letzten Zeit iſt vielleicht die Arbeitsleiſtung geſunken.
Das iſt im Angeſicht der ungeheuren Ereigniſſe begreiflich,
aber wir können es uns einfach nicht leiſten. Jeder muß ſich
aus Erregung, Ablenkung oder Unluſt herausreißen und
unermüdlich ſeine Pflicht tun. Wenn z. B. ein Arbeiter, der
Rohſtoffe, Halbfabrikate oder Nahrungsmittel erzeugt, oder
Transporte bewegt, nicht mithilſt, dam kann das bedeuten,
daß an anderen Stellen Volks und Arbeitsgenoſſen brotlos
werden, hungern, ſrieren. Es müſſen auch jetzt Arbeitsein-
ſellungen unbedingt vermieden werden.

Jeder Streik kann uns unmittelbar in die
Kataſtrophe hineintreiben.

Wenn wir keine Kohle mehr haben, weil die Kohlen-
arbeiter ſtreiken, liegen die Betriebe ſtill, ruht der Eiſenbahn-
verkehr, können wir keine Lebensmittel und keine Heizſtoffe
mehr befördern. Das wäre das Ende, wäre der Tod für die
Volksgemeinſchaft und für zahlloſe einzelne Volksgenoſſen.
Es wird jetzt auch nicht geſtreikt werden müſſen, denn die Ver
tretungen der Arbeiter ſind heute ſtark genug, um jede wirt-
ſchaftlich überhaupt mögliche Forderung durchzuſetzen.

Auf Jeden kommt es heute an, Jeder kann mitwirken,
daß Volk zu retten oder kann dazu beitragen, es in unſäg-
liches Elend hinabzuſtoßen. Jch glaube an die deutſchen
n r s daß beſonnen, pflichttreu und uner-

er Not von heute dem Volke zu einer beſſZukunft helfen werden. Lw Botte an einer beſſeren
Merſeburg, den 8. Dezember 1918.

Der Arbeiter und Soldatenrat
Merſeburg

Thieme, Langer.
Der Magiſtrat.

Hertzog.

Ritter pp-,
im 92. Lebensjähre.

Von Beileidsbesuchen wird gebeten abzusehen,

Städtiſches Fuhramt.
Mit Rückſicht auf die augenblickliche ſchwierige Lage im

geſamten Güterverkehr der Eiſenbahn muß die ſoſortige Ent-
ladung ſämtlicher hier eingehenden Güterwagen reſtlos durch-
geführt werden.

Zu dieſem Zwecke wird ein ſtädtiſches Fuhramt für den
Bezirk der Stadt Merſeburg ins Leben gerufen, deſſen Ge-
ſchäftsſtelle ſich in den Räumen der Firma Richard Beyer Co
am Giiterbahnhof in Merſeburg, Fernruſ 78, befindet.

Alle Empfänger von Eiſenbahnladungen, denen es nicht
möglich iſt, unverzüglich genügende Geſpanne und Arbeits-
kräfte zur Entladung dieſer Sendungen zu bekommen, werden
gebeten, ſich ſofort an das Fuhramt zu wenden, das die Be
ſorqung geeigneter Geſpinne und Arbeitskräfte vermitkteln
wird. Für die Vermittelung iſt eine Gebühr von 5 des-
jenigen Betriges zu bezahlen, den der Fracht'iührer für die
Abfuhr der Waren nach dem vom Fuhramt feſtgeſtellten und
von der Kriegsamtſtelle Magdeburg genehmigten Sätze als
Fuhrlohn zu erhalten hat wird vorbehaltlichder Zuſtimmung der Kriegsamtſtelle Magdeburg hierdurch
auf 8 für die Stunde, im Falle der zwingsweiſen Heran-
ziehung von Geſchirren auf 6 für die Stunde feſtgeſetzt.
Die durch Vermittelung des Fuhramtes beſchaffen Arbeits-
kräfte ſind nach den in der Sigöt Merſeburg üblichen Sätzen
ſür ungelernte Arbeiter zu bezahlen.

Sämt liche Fuhrhalter im Bezirke der Stadt Merſeburg
werden dringend erſucht, im Jntereſſe des unbehinderten
Wagenumlaufes ſich dem Fuhramt'nach Möglichkeit auf deſſen
Aufforderung hin zur Verfügung zu ſtellen. Das Fuhramt
wird von der ihm zuſtehenden Befugnis, gemäß der Verord-
nung des ſtellv. Generalkommandos des IV. Armeekorps
vom 28 September 1917 und 6 April 1918 und der Aus-
führungsbeſtimmungen vom 27. Ok ober 1917 die zwangs-
weiſe Beſchaffung von Geſpannen durchzuführen, nach Mög-
lichkeit keinen Gebrauch machen, müßte ſich aber dieſer Be-
ſugnis bedienen, wenn einmal ſämtliche der aufgerufenen
Fuhrhalter ſich ablehnend verhalten ſollten.

Die Tätigkeit des Fuhramtes beginnt am 5. Dezember 1918.
Seine Geſchäftszeit umfaßt die Stunden von 7 Uhr vor-
mittags bis 7 Uhr abends.

Merſeburg, den 2. Dezember 1918.
M. 1911/18.
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Viehzählung.
Am Dezember d. Js. findet eine Viehzählung ſtatt. Es

werden gezählt: Pferde, Rindvieh, Schafe, Schweine, Ziegen,
Kaninchen und Federvieh. Die Viehzählung wird in den
viehhaltenden Haushaltungen vorgenommen. Die Haushal-
tungsvorſtände oder deren Stellvertreter werden erſucht, den
Zählern bei der Aufnahme behülflich zu ſein und ihnen be-
reitwillig und gengu die gewünſchte Auskunft zu erteilen.
Die Ergebniſſe der Viehzählungen dienen lediglich den Zwecken
der Staats- und Gemeindeverwaltung und der Förderung
wiſſenſchaftlicher und gemeinnütziger Aufgaben. Ueber die
in den Zählbezirksliſten enthaltenen, den Viehbeſitz des ein-
zelnen betreffenden Nachrichten iſt das Amtsgeheimnis zu
wahren. Die Angaben dürfen nur zu amtlichen ſtatiſtiſchen
Arbeiten, dagegen nicht zu Steuerzwecken, benutzt werden.
Wer vorſätzlich eine Anzeige, zu der auf Grund dieſer Ver-
ordnung oder der nach 8 2 erlaſſenen Beſtimmungen aufge-
fordert wird, nicht erſtattet oder wiſſentlich unrichtige oder
un vollſtändige Angaben macht, wird mit Gefängnis bis zu
6 Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 10000 beſtraft; auch
kann Vieh, deſſen Vorhandenſein verſchwiegen wird, im Urteil
„für dem Staate verfallen“ erklärt werden.

Merſeburg, den 30. November 1918.
Nr. IV. 2548/18. Der Magiſtrat. 5

HERKMANN SCHLADITZ
UHREN

G0oLD- UND SILBERWAREN
OPTISCHE ARTIKEI,

JETZT

KFTERSTR NO
FERNSPRECHER 472.
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Statt besonderer Anzeige.
Heute Abend 6 Uhr entschlief sanft unser inniggeliebter

treuer Vater, Schwiegervater, Bruder, Schwager und Onkel,

Herr Oberamtmann a. D.

Rudolph fieintze,
Naumburg a. S., den 30. November 1918.

Im Namen der Hinterbliebenen

Hechwig Drews, geb. Heintze.
Martha Heintze.
Sam Drews, Major a. D.

Die Beerdigung findet in Merseburg am 4. Dezember, nachmittags 3 Uhr,
von der Kapelle des Altenburg er Friedhofes aus statt.
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Pantoffeln
in allen Größen zu verkanfen
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pflicht d. Angeſtellten uſw.

Nach der Verordnung über
Ausdehnung der Verſiche-
rungspflicht u. Verſicherungs-
berechtigung in der Kranken-
verſicherung vom 22. Novem
ber 1918 ſind
1. Betriebsbeamte, Werkmei-

ſter und andere Angeſtellts
in ähnlich gehobener Stel-
lung, ſämtlich, wenn dieſe
Veſchäftigung ihren Haupt
beruf bildet,

2. Handlungsſehilfen und Ge-
hilfen in Apotheken,

3. Bühnen- und Orcheſtermit-
glieder ohne Rückſicht, auf
den Kunſtwert der Leiſtun-
gen,
Lehrer und Erzieher,
Schiffer auf deutſchen See
fahrzeugen, ſoweit ſie nicht
unter die g8 553 bis 553 h
des Handelsgeſetzbuches
fallen, ſowie auf Fahrzeu-
gen der Binnenſchiffahrt,

auch dann krankenverſiche-
rungspflichtig, wenn ſie gegen
Entgelt beſchäftigt werden und
ihr regelmäßiger-Jahresar-
beits- Verdienſt mehr als 2500
Mark, aber nicht mehr als
5000 Mar beträgt. Die Ver-

S

ſicherungspflicht beginnt mit
dem 2. Dezember 1918. Die
Anmeldung der neu in die
Krankenverſicherung Eingezo-
genen (mit einem Jahresar-
beitsverdienſt von 2500.-- Mk.
bis 5000 Mk.) durch den Arbeit-
geber hat bis ſpä eſtens den
0. Dezember mit Wirkung
vom 2. Dezember 1918 ab zu
erfolgen.

Anmeldevordrucke können im
Kaſſenlokal in Empfang ge-
nommen werden.

ißigtem Preiſe wiede
offen.

rmaun Pfautse

W t SlnſordEin G gütpferd
zu verkaufen in

h a
Puppenwagen

zu kauſen geſucht. Offerten
au die Expedition d. Bl.

Alte Guitarre
zu kaufen geſucht. Offerten
an die Expedition d. Bl.

Suche für meine Waren- u.
Verſicherungs- Agentur einen

Lehrling
mit guter Handſchrift.

Willy Krausse,
Hälterſtraße 25.

94 in derJunge Mädchen, Haus-
arb. erf., zur Unterſtg. d. Haus-
frau in kl. Haushalt (3 Perſ.),
zum l. Jan. od. früher geſucht.
Ang. m. Gehaltsanſpr. unt. M.
C. 2 an die Geſchäftsſt. d. Bl.

Merſeburg a S., d. 3 Dez. 1918.

Her Vorſtand der
S v

a in vtahronbhonhb aAllgemeinen Hrtskrankenkaſſe.

Dtto D rete t.
rr h e n d

t S a 7l raunt iens rKittergu h l
M orſehnrbei Merſeburg

ſucht 1. Januar ein

StuleumädchetStubenmädchen,

Alter 15 bis 18 Jahre.
e

J ß M idchFunges Madchen
welches Oſtern die Schule ver-
laſſen hat, ſucht
Stellung im Haushalt.
G te Behandlungu. Familien-
anſchluß erwünſcht.
Off u. E. B. 50 a. d. Expd. d. Bl.

Jg. gevild.

Mädchen
mit 4jähr. Büropraxis ſucht
paſſ. Stellung, evtl. Telefon u.
Buchhaltg.
Off. n. M 100 a. d. Ex. VI.

X.

meine m Wohnung

(St. Elisabeth-Kra

e rA. an en M gelele Zuuritgelg
Her Boleites, Halle

Facharzt für Ohr, Nase, Hals.
Ich übe weine ärztliche Tätigkeit wieder aus,
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n aber inzwischen nach
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Beilage zu Ar. 284 des Merſeburger Tageblattes
Kreisblatt.

Mittwoch, den 4. Dezember 1918.

85 Politiſche Rundſchau
2 „Frankfurter Zeitung“ gegen Bethmann.

Die „Frankf. Ztg.“, einſt das Leiborgan des aus Frank
jurt ſtammenden Herrn v. Bethmann, von ihr über Gebühr
geſtützt und geſchätzt, iſt ſeit Bethmanns Abgang in ihrem Urteil
ünd in ihrer Begeiſterung weſentlich ruhiger und kühber gewor-
den. Anläßlich der neulichen Bethmannſchen Aeußerungen über
den Kriegsanfang rät die „Frankf. Ztg.“ (in Nr. 300) dem ehe-
maligen Kanzler, lieber zu ſchweigen als zu reden.

„Was für ein Staatsmann Bethmann Hollweg iſt,
das zeigen in ſchauerlicher Deutlichkeit ſeine Bemerkungen über
das verhängnisvolle Ultimatum Oeſterreich-Ungarns an das
Königreich Serbien. Dieſes Ultimatum war der Krieg. Das
wußte jeder Zeitungsleſer, das mußte ſogar ein deutſcher
Reichskanzler wiſſen Er hat dieſe Faſſung einem
Tropf, wie dem Grafen Berchtold in Wien, überlaſſen:
Deutſchkand hatte ja weiter nichts dabei zu tun, als „ſeine
Bündnispflichten“ zu erfüllen! Wir wollen die Schuld
Bethmanns nicht noch ſchwärzer malen, als ſie es
iſt. Auch hier hat er aus Feigheit die Dinge gehen laſſen,
wiewohl ihm nicht geheuer zu Mute war Nein, Herr von
Bethmann, drängen Sie ſich nicht ungerufen an das Licht der
Oeſſentlichkeit, verkriechen Sie ſich lieber in ihr Mauſe-
hoch Hohenfinow und rufen ſie nicht allzulaut nach dem Staats
gerichtshofe! Deſſen Urteil könnte ſehr anders
ausfallen, als Sie zu glauben ſcheinen. „Frei wollen
wir daſtehen wir ſind keine Phariſäer, aber wir ſind auch
keine Sklaven Was ſoll das trübſelige Ge-
ſch wätz Das Vaterland liegt zerbrochen am Boden; wie
die Flut des ſchwärzeſten Unheils zu dämmen iſt, weiß keiner,
und die Geſpenſter der Vergangenheit wollen uns noch Reden
halten Wir vertrauen auf andere Zeiten, die wir vielleicht
ſelber nicht ſehen werden, und mit den anderen Zeiten auch an
dere Männer. Sie müſſen kommen, wenn Deutſchland ſelber
nicht eine ſchattenhafte Erinnerung werden ſoll.

Zuſammenſchluß der höheren Begamten.

Der größte Teil der höheren preußiſchen und Reichsbeamten
hat ſich am 8. Oktober zu dem Bund höherer Beamten
uſaninen geſchloſſen. Er umfaßt bereits 25000 Mitglieder und

iſt der „Jntereſſengemeinſchaft deutſcher Beamtenverbände“ bei-
dern Die Geſchäftsleitung hat Oberlehrer Thiele, Steg-
itz, Grillparzerſtraße 15.

Die Aufhebung der Aufnahmegeſetze gegen die Polen.

Berlin, 2. Dez. Wie verlautet, ſteht die A ufh ebung
aller gegen die Polen gerichteten Aus nahmegeſetze bevor.

Jſt das wahr
Jn einer am Sonntag in Berlin abgehaltenen Volksver

ſammlung der Deittſchen demokratiſchen Partei ſagte Profeſſor
A. Weber in einer Rede: „Wir erleben das Schmachvolle, daß
heute Herr Stinnes mit der Entente darüber ver-
handelt, wie ſeine rheiniſchen Werke unter franzö-
ſiſcher Herrſchaft ausgebaut werden ſollen.

Ein Ruſſe preußiſcher Miniſterialdirektor!
Berlin, 2. Dez. Verſchiedene Berliner Blätter erzählen, in

Köpenick bei Berlin lebte während des Krieges ein Ruſſe na-
mens Futran, der ſich als Ausländer täglich auf der Polizei
melden mußte. Auf ihn hat der Kultusminiſter Adolf Hoff
mann ein Auge geworfen und Wohlgefallen an ihm gefunden
denn telephoniſch und ſchriftlich verlangte er von der Stadtver
waltung Köpenick die Einbürgerung des Herrn Futran
binnen 24 Stundnen. Herr Futran wurde eingebürgert, heute
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iſt er Miniſterialdirektor im preußiſchen Mini-
ſte rium
Hierzu bemerken die „L. N. N.“: Es iſt ſchwer, gegenüber
ſolchen Provokationen des deutſchen Volksbe-
wußtſeins die Ruhe zu bewahren. Auf eine Unmöglichkeit
mehr oder weniger kommt es indeſſen den Machthabern von
heute nicht an, legen wir alſo auch den ruſſiſchen Miniſterialdirek-
tor zu den übrigen. Allzulange wird ja ſeine Tätigkeit nicht
währen.

Adolf Hoffmann über die Trennung von Staat und Kirche.

Der preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks-
bildung, Adolf Hoffmann, hat auf eine an Herrn Ebert
gerichtete Zuſchrift vom 25. November 1918 über die Entſchlie

trumsparkei des Reichstagswahlkreiſes Dortmund-Hörde vom
24. November u. a. erwidert, auch von den „neuen Männern“
denke niemand daran, die religiösſe und Gewiſſens-
freiheit anzutaſten. Das Erziehungsrecht der Eltern
werde ungeſchmälert bleiben, deshalb ſollten die Eltern das Recht
baben. ihre Kinder von Angeſtellten derjenigen Kirche, welcher
ſie ſelbſt angehörten, in ihrem Glauben erziehen zu laſſen. Dem
Chriſtentum werde volle Freiheit und Gleichberechtigung nach
jeder Richtung hin gewährleiſtet.

Hinſichtlich der Tren nung von Staat und Kirche
ſei es ſelbſtverſtändlich, daß an dem Etat, der bis zum 1. April
1919 laufe, nichts geändert werde. Sollte die Trennung
bis dahin vollzogen werden, ſo werde ein ſtaffelweiſer Abbau
der Bezüge der Kirche in einer Weiſe vorgenommen werden, der
keinerlei ſoziale Härten beſonders gegen ärmere Gemeinden mit
ſich bringe.

Sitzung der 5tadtveroröneten
Merſeburg 3. Dezember.

An der geſtrigen Sitzung der Stadtverordneten nahmen vom
Magiſtrat Erſter Vürgermeiſter Hertzo g. Bürgermeiſter Dr. Moſe
bach ſowie die Stadträte Barth. Teichmann, Dietrich und
Dobkowitz und vom Stadtiverordneten-Kollegium die Stadtver-
ordneten Bothe (Vorſteher). Eichardt, Frauenheim,
Vollrath, Schröder, Kohl, Wittenbecher, Kind,
RPügow, Hbpke, Scholtz Bock, Kornacker. Heberer,
Wiegand, Hüthel, Elze, Schenke, RupprechtJunker, Langer und Rademacher teil.

Zwei Schreiben des Regierungspräſidenten
Der Vorſteher Landesrat Bothe verlas eingangs zwei Schrei-

ben des Regierungspräſidenten. Das eine betraf die Anordnung
der Zentrolregierung, daß auch unter den veränderten Verhältniſſen
die beſtehenden Organiſationen der ſtädtiſchen Kör-
perſchaften (Magiſtrat, Stadiwerordneten-Verſammſung uſw.) im
Intereſſe der Einwohnerſchaft beibehalten werden ſollen und das
zweite regelt die Vergütung der A. und S-Räte aus öffent
lichen Kaſſen. Den letzteren Erlaß der Zentralregierung haben wir
bekanntgegeben.

Auf eine Anfrage des Vorſtehers, welche Koſten dadurch der
Stadt erwachſen, antwortete Erſter Bürgermeiſter Hertzog, daß
die Stadt zunächſt vorſchußweiſe 2000 Mark ausgezahlt habe.

Seines Wiſſens ſei der Kreis mit 3000 Mk. und darauf die Re
gierung mit 10000 Mk. gefolgt und zwar gleichfalls vor'chuß-
weiſe. Der A.- und S-Rat habe die Abſicht geäußert, die entſtehen-
den Koſten auseinanderzulegen und dann den in Betracht kommen-
den Stellen die Rechnungen mit Belegen zu unterbreiten.

Schweine-Beſchlagnahme im ſtädtiſchen Krankenhauſe.
Erſter Bürgermeiſter Hertzog gab bekannt, daß kürzlich ein

Beauftragter des A.- und S.-Rates im ſtädtiſchen Krankenhaus er-
ſchien und dort die zur Fleiſchernährung der Kranken gemäſteten
14 Schweine beſchlagnahmte. Er begründete dieſe Maßnahme mit
der beſtehenden Gefahr der Betiſeiteſchiebung der
Schweine und weiter damit, daß die Tiere zur Verpfle-
gung der heimkehrenden Truppen uſw. gebraucht wür-

Daſels verhaftung

Humvriſt. Berliner Roman von Friedrich Hey.
(Nachöruck verboten.)

Erſtes Kapitel.
Der Herr Bankier Daſſel ſaß behaglich im Klubſeſſel ſeines

Zimmers und las in der unterwegs gekauften Zeitung. Heute, ein
paar Tage nach Ultimo, war im Geſchäft nicht viel los geweſen, er
hatte trotz des Sonnabends früher nach Hauſe gehen können. Und
nun wollte er ſichs mal gemütlich machen! Schon auf dem Korridor
hatte er einen feinen Duft wahrgenommen: Rebhühner! Und zwar
wirkliche Rebhühner! Nicht ſolche gemeine Feldhühner, wie ſie
in nordiſchen Kartoffel- und Rübenplantagen aufwachſen und nun,
im Septemebr, bündelweiſe in Berlin vor den Läden baumeln. O
nein! Ein Geſchäftsfreund hatte ihm welche aus der Pfalz geſchickt,
die in den Weingärten zwiſchen den Deidesheimer Reben vom Naſchen
köſtlicher Trauen fett geworden waren. Alſo eine ganz beſondere
Köſtlichfeit! Und dazu hätte er einen geradezu wonnigen Hunger
mitgebracht. Nun hatte er das mollige Hausjackett und bequeme
Saffianſchuhe angezogen, rauchte ein duftendes Zigarettchen und
freute ſich über die Kurſe. Die kletterten in lieblicher Hauſſe ſanft
und ſtetig in die Höhe. Dieſe Hauſſe hatte er ja wieder einmal
vorausgeſehen. Ja, er fühlte ſich recht behaglich. Es ging ihm gut,
Gott ſei Dank! Und dieſe glückliche Stimmung war ihm zu gönnen.
Neide ſie ihm nicht, lieber Leſer! Zwar war er, der Herr Eduard
Daſſel eines von den wenigen Schoßkindern des launiſchen Schickſals,
aber eben, weil dieſes launiſch iſt, zauſte es auch ihn mitunter derd
an den Ohren. Auch Herrn Daſſels Daſein war nicht eitel Seligkeit
und Roſenzauber, auch er hatte hin und wieder ſchwere Nüſſe zu
knacken hatte ſeine Sorgen, ſeinen Aerger, zumal innerhalb der
häuslichen vier Wände.,

Frau Klara, ſeine liebe Gattin, hatte etwas Eigenperſönliches
an ſich, ſie war nichts weniger als ſtille Ergebung und Sanftmut und
pflegte das ihrem Eemahl bei paſſeneder Gelegenheit ſehr deutlich
und energiſch zu zeigen. Sie las viel Romane, teils aus Langeweile,

teils um mit der Bildung der Zeit fortzuſchreiten und in der Welt
Beſcheid zu wiſſen, überhaupt aber, weil in ihrer Natur ein gewiſſer
romantiſcher Zug lag, ganz im Gegenſatz zu der Natur ihres Ehe
herrn. Was aber ſo im allgemeinen im Daſſelſchen Bekanntenkreiſe
als Aushbeſe der neueſten Literatur galt war nicht gerade geeignet

den. Zu dieſem Zwecke ſei auch eine allgemeine Beſchlag-
nahme der Schweine ins Auge gefaßt. Die Stadtwerwaltungſetzte ſich ſofort mit dem Regierungspräſidenten ſowie dem Landrat
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die Menſchheit in roſigem Lichte zu zeigen, viel eher ein naives Ge-
müt mit bedenklichem Mißtrauen zu erfüllen.

Zwiſchen der phantaſtiſchen Dame und ihrem Eduard ſpielte ſich
mitunter eine Szene ab, wie ſie Meiſter Wagner in der Walküre ſo
ergreifend darſtellt; nur mit dem Unterſchied, daß Wotan und Fricka
Götter ſind, während Eduard und Klara Dafſſel weder etwas Mytho-
logiſches noch eiwas Heroiſches an ſich hatten, daß ſie bei ihrem ehe-

lichen Machtſtreit weder ſchön ſangen, noch von einem Orcheſter be
gleitet wurden, und daß ſie ihre Geſpräche nicht auf romantiſchen
Bergeshöhen, ſondern innerhalb ihrer vier Wände abhielten, in einer
ſchönen Villa in Berlin O., Stralau, direkt an der Spree gelegen.
Frau Daſſel hatte dieſes Beſitztum von ihrem Vater geerbt, der das
Grundſtück in den Gründerjahren bei einem Konkurs mit annehmen
mußte und ſich hier, da er ein eifriger Freund des Waſſerſports ge-
weſen, ſein Tuskulum erbaut hatte.

Frau Klara war einſt eine vielumworbene Schönheit geweſen.
Als reiche Erbin eines Mannes, der ſeinen Wohlſtand ſich ſelbſt ver
dankte, hielt ſie ſich in jungen Jahren für eine Märchenprinzeſſin,
die alle Herzen brechen durfte, aber ihr eigenes nie verſchenken wollte.
Sie nahm die Huldigungen der Männerwelt wie einen ſchuldigen
Tribut ihres Schickſals entgegen und freute ſich, in jeder Saiſon über
einen ganzen Trupp Verehrer Parade abnehmen zu können und
ſchließlich jeden mit einem prachtvollen Korb auszuzeichnen. Papa
Steininger frug zwar ab und zu beſorgt, oh ſie ſich denn zu keiner
Wahl entſchließen könne, aber in jungfräulichem Stolze erklärte ſie,
der Richtige ſei noch immer nicht gekommen. Wie ſich den ihre etwas
ſchwärmeriſche Seele gedacht hat, hat, hat man nie erfahren können.
Was aber kam, unvermeidlich kommen mußte, war ein Jahr nach
dem andern. Klara Steininger merkte das anfangs nicht; ſchließlich
ward es ihr doch mit einer gewiſſen Schauerlichkeit klar, daß als ſie
dem Ende der Zwanziger nahegerückt war, die Truppe der ihr auf den
Bällen und Soireen huldigenden Trabanten auffällig in Quantität
und Qualität nachließ. Wenn ſie ernſtlich über ihre Verehrer nach-
dachte, war eientlich nur ein etwas eingetrockneter Regierungsaſſeſſor
übrig geblieben, und vor dieſem überkorrekten, feierlichen, pedantiſchen

Verſicherung, er hoffe, bald Regierungsrat zu werden, fürchtete ſie
ſich ſogar ein wenig im Grunde ihrer Seele.

Einige Tage nach ihrem 28. Geburtstage ſaß ſie nachdenklich am
Steuer eines Ruderbootes. Der Abend war ungemein poetiſch. Auf
den kleinen Wellen der Spree ſpielten die goldenen und violetten
Lichter der ſinkenden Sonne, und ſchwermütig hing Klara ihren

ßung einer Verſammlung von Vertrauensmännern der Zen

Herrn, der ſie eigentlich mit nichts anderem unterhielt, als mit der

in Verbindung und erbrachte hier den Beweis, daß die im Kranken
hauſe gemäſteten Schweine lediglich für Zwecke des Krankenhau
gebraucht würden. Dieſes Vorgehen zeitigte den Erfolg, daß der
und S.-Rat die Schweine-Beſchlagnahme aufhob. Es
haben ſich an die Angelegenheit noch lebhafte gegenſeitige Erörterun
gen geknüpft, in denen der Magiſtrat auf die ſchwere in dem Verdach
der Beiſeiteſchaffung liegende Beleidigung hinwies und um
ſofortige Aufklärungen erſuchte, worauf ſich der Verdacht ſtütze, damit
im Jntereſſe des fes des Krankenhauſes der Sache auf den Grund
gegangen werden könne. Auf dieſes Erſuchen ſei eine Antwort nicht
eingegangen, der A. und S.-Rat wird alſo ſeine Behauptung von
der Beiſeiteſchiebung der Schweine nicht aufrecht erhalten können
Jm Laufe der Auseinanderſetzungen habe der A und S.-Rat auch
gedroht, evtl.

andere Maßnahmen der Stadt gegenüber zu ergreifen.
Stadt Langer (bekanntlich Mitglied des A.- und S.-Rates

erwiderte dem Erſten Bürgermeiſter. daß die Schweinebeſchlagnahme
aufgrund einer eingegangenen Anzeige vom Soldatenrat allein
und nicht vom Arbeiter und Soldatenrat erfolgt ſei. Jm
übrigen ſei es nur eine Arreſtbelegung geweſen, zu der ſich der
Soldatenrat aufgrund der eingegangenen Anzeige und des ihm zu
ſtehenden Rechts der Ueberwachung der Fleiſchverteilung berechtig
geglaubt habe. Der mit der Beſchlagnahme beauftragte Soldat be
ftreite entſchieden die ihm untergeſchobene Aeußerung, die Schweine
ſollen für die Verpflegung der Truppen beſtimmt ſein. Der Dezer
nent der Krankenhausverwaltung Stadtrat Blankenburg häl
demgegenüber an der Behauptung der Aeußerung aufrecht. Die
Stadtverwaltung hatte den A.- und S.-Rat auch auf ihr zur Kennt
nis gelangte ungerechte Fleiſchſonderzuteilung im
Gefangenenlager aufmerkſam gemacht und hervorgehoben,
daß dadurch die allgemeine Fleiſchverſorgung der
Einwohnerſchaft beeinträchtigt werde. Der A. und
S.-Rat antwortete darauf, das ſei lediglich eine militäriſche Sache.

Die Stadt und der Empfang der heimkehrenden Truppen
Vorſteher Landesrat Bothe ſtellt folgende Anfrage an den

Magiſtrat: Wir erwarten jetzt binnen Kurzem unſere Truppen
zurück; iſt bezüglich des Empfang s derſelben ſeitens der Stadt
etwas Beſonderes veabſichtigt?

Erſter Bürgermeiſter Hertzog: Dieſe Frage iſt ſehr ſchwer zu
beantworten. Die Ankunft der Truppen erfolgt ſo ſchnell und unbe
ſtimmt, daß in den meiſten Fällen ſogar die militäriſchen Steller
nichts vorausſagen können. Ein ordnungsmäßiger Empfang läßt ſich
da ſchwer bewerkſtelligen. Unſere Stadt wird in erſter Linie von den.
153ern betroffen. Es weilte in der letzten Zeit ein Offizier hier, der
die vorbereitenden Maßnahmen zur Unterbringung der Truppe in die
Wege leiten ſollte. Ob und wann dieſelbe aber hier eintrifft, iff
noch unbeſtimmt. Sollten die 153er hier eintreffen. dann wird
natürlich cine entſprechende Begrüßung ſeitens der Stadt erfolgen
Bezüglich der Ausſchmückung der Stadt iſt in der Halleſchen Straße
eine Ehrenpforle errichtet worden. Für die Einquartierung der
Truppen wurde durch Fromachung der Altenburger Schule, der Kai-
ſer Wilhelmhalle und des Neuen Schützenhauſes genügend Vorſorge
getroffen, in der Verpflegung kann nichts getan werden. weil ſich
dieſelbe einmal die Garniſon verbehalten hat und die Truppen zum
Teil ja auch ihre eigenen Feldküchen mitbringen. Dagegen finden
die zur Entlaſſung hier einquartierten Soldaten ſtets gut hergerichtet
und geheizte Räume vor und erhalten warmen Kaffee Sie haben
ſich darüber und über die Verpflegung ausnahmslos lobend aus-
geſprochen.

Landesrat Bothe ſpricht ſeine Verwunderung darüber aus
daß bei der Ehrenpforte weder ſtädtiſche noch preußüſch- deutſche
Fahnen, ſondern Fahnen angebracht ſind. die einer be
ſtimmten Partei dienen, und erſucht um Aufklärung darüber.
Erſter Bürgermeiſter Hertzog ſchildert die gepflogenen Verhand
lungen mit dem A.- und S.-Rat wegen Ausſchinückung und Be
flaggung. Aus den Mitteilungen ging hervor, daß der Magiſtrazs-
dirigent erklärte, er könne unmöglich die Bürgerſchaft auffordern,
nur rot zu flaggen und daß er auch wegen der Ehrenpforte, der
Jnſchrift und der Ausſchmückung die zu weitgehenden Forderungen
zurückwies. Die Ehrenpforte ſollte ſchließlich nach Vereinbarun-
gen mit dem Soldatenrat ohne Fahnen hergerichtet und mit
Tannengrün geſchmückt werden. Der Unternehmer teilte aber dem
Magiſtrat mit, daß er die Ehrenpforte auftragsgemäß herzu-
ſtellen habe und brachte eine rote Fahne an, die alſo nich rm
Magiſtrat angeordnet worden iſt.

Erſter Bürgermeiſter Hertz o g führt noch zu. dem Verhältnis
zwiſchen A. und S.-Rat und Stadt aus, daß ſeitens des erſteren

mehrere Male damit gedroht worden ſei, das Verhalten
S T e

Vaters, der heute draußen zum Abendeſſen geladen war, die Riemen
auf dem Waſſer treiben und kat einen kiefen Seufzer. Verwunder
blickte ſie auf den fünfundzwanzigähcigen Jüngling hin. Wäre e
die heilige Katharing geweſen, die durch die Leiblichkeit der Menſchen
hindurch in den Seelen zu leſen vermochte, ſo hätte ſie in Eduards
Buſen folgende Worte eines liefinnerlichen Monologes entziffert:

„Ach was! Zum Donnerwetter, du riskierſt es. Haſt du G le
und ſagt ſie ja, dann biſt du ein gemachter Mann. Sagt ſie aber
nein na, ſo biſt du auch nicht ſchlechter geſtellt als jetzt. Ein Bein
bruch wäre das noch lange nicht!“ Aber Klärchen Steininger hatte
nichts von ſolch heiliger Begabung und war daher völlig daff. aks
ſich der junge Mann plötzlich heldenhaft zuſammenraffte, Haltung
annahm und mit einer wunderbaren Sentimentalität in die Worte
ausbrach:

„Ach, wie ſchön iſt doch dieſer Abend! Mein gnädiges Fräulein,
wenn wir doch das ganze Leben ſo zuſammen fahren könnten!“

Sie wurde vor Schreck ganz heiß und rot und erwog, ob ſie ihn
nur als Kommis ihres Vaters betrachten und ihm demnach voll Zorn
und Entrüſtung den Befehl geben ſollte, ſofort an Land zu vudern,
oder nicht! Sie bog ſchweigend das Haupt zur Seite und ließ die
Hand im Waſſer ſpielen. Das munterte nun Eduard Daſſel der
maßen auf, daß er aus dem gefühlvollen Pathos ſogleich in den ge
mütlichſten Ton der Natürlichkeit verfiel und artig meinte:

„Es wäre doch eine ganz nette Sache, wenn wir uns heiratelen.
Sie würden es ſehr gut bei mir haben, Fräulein Klara. Fräulein
Klara, was meinen Sie?“

„Jch will Jhnen die Antwort in drei Tagen geben, Herr Daſſel
„Schön, ganz wie Sie wünſchen,“ erwiderte Eduard mit inner

lichem Jauchzen, denn er fühlte, daß er ſchon halb gewonnen halkte,
und legte ſich mit einem feſten Ruck in die Riemen, daß ſie ſich zur
ſo bogen.

(Fortſetzung fo

Lebensweishbeiten.
Liebesleite quälen ſich wechſelſeitig am meiſten und reinerroohl bereſtet ſich das Gift des Todes willenlos gefliſſentlicher,

als diejenigen, die ſich das Leben ſind.

Man lernt aus der Geſchichte, daß die Menſchen nichts
aus ihr lernen.



Kegenüber dem Magiſtrat zu ändern und andere Maß
vegeln zu ergreifen, obwohl ſich die Stadt ſtets an die Vereinbarungen
gehalten und zum Wohle der Bürgerſcheft mit dem A. und SRat
uſammenarbeiten wolle. Der Magiſtratsdirigent erklärte, daß dieer hungen auf die Stadt keinen Eindruck machen

und daß mit Gewaltmaßnahmen nichts erreicht werde.
Eine ſtädtiſche Verwaltung könne nur richtig geführt werden, wenn ſie

anz rein und ſachlich diejenigen Aufgaben erfüllt, die im
ntereſſe der Bürgerſchaft notwendig ſind. Die Aeußerung, daß die

Beamten ohne deren freudige Mitarbeit die Geſchäfte unmöglich
geführt werden könnten, ja jetzt frei ſeien und tun und laſſen könnten
was ſie wollien, habe keinesfalls eine Streikandrohung andeuten
ollen.

Nachdem Stadw. Lang er noch verſichert hatte, daß ſeitens des
A. und S-Rates keine Drohung gegenüber der Stadt er-
folgt fei, ſchloß die Ausſprache mit dem Verſprechen des Erſten
Bürgermeiſters, daß trotz der Zwiſchenfälle die ſtädtiſchen
Körperſchaften und Beamten nach wie vor die ernſte Ab
ſich hätten, zum Wohle der Allgemeinheit mit vollen
Kräften zu arbeiten.

Die Gültigkeit der Stadtverordnetenwahlen
wird nach dem Referat des Stadtv. Scholtz ausgeſprochen.

Eine Erhöhung der Aufnahmegebühren für das Altersheim um
50 Prozent

war vom Magiſtrat beantragt worden. Der Berichterſtatter Stadtv.
Höpke wünſchte eine hundertprozentige Erhöhung, wovon aber die
Stadtv. Frauenheim und Eichardt abrieten. Der Magi-
ſtratsantrag gelangte zur Annahme.
Feſtſetzung des Mietprehes der Wohnungen im früher Gaudigſchen

Grundſtück.
Ueber dieſe Vorlage referiert Stadtv. Schröder. Es ſind zu

nächſt 4 Wohnungen vermietet. Für die kleineren (2 Zimmer) ſoll
200 Mk. Miete, für die größeren 270 Mk. genommen werden, ein
gegenüber den Herſtellungskoſten durchaus billiger Preis. Die Her
ſtellungskoſten ſind infolge der inzwiſchen eingetretenen Verkürzung
der Arbeitszeit um 5000 Mk. überſchritten. Dies gibt dem Stadtv.
Vollrath Veranlaſſung zu dem Erſuchen, derarige „Rumpel-
dinger“ für die Folge nicht mehr anzukaufen und zu Wohnungen
guszubauen.

Erſter Bürgermeiſter Hertz o g: Wir kommen bei dem Ausbau
immer noch billiger wie mit einem Neubau weg. Aber abgeſehen
davon muß unbedingt etwas geſchehen, um die Wohnungsnor
zu beheben und den heimkehrenden Kriegern Unter
kunft zu gewähren. Nach der Höhe der Koſten darf da in letzter
Linie gefragt werden.

Landesrat Bothe ſtellt die Frage an den Magiſtrat, ob die
Stadt in der nächſten Zeit mit dem Bauen zu beginnen in der
Lage ſei.

Erſter Bürgermeiſter Hertzog weiſt auf die von uns geſtern
bekannkgegebene Nachricht hin, daß für Baugenehmigungen
jetzt wieder die Regierungsbaupolizeibehörde zuſtän-
dig ſei. was ohne Zweifel eine große Erleichterung bedeute. Die
andere Frage ſei die, ob Bauſtoffe vorhanden ſind. Sobald aber
ſpruchreife Projekte vorliegen, wollen die zuſtändigen
Stellen auch Material liefern. Derartige Projkte konnte die
Stadt Mangels geeigneter Kräfte bisher nicht vorlogen. Das wird
die erſte Aufgabe des Stadtbaurats ſein. Dann dürfte die Stadt auch
Baumoterial und Staatszuſchuß erhlten. Der Arbei er-Spar-
und Bauverein wolle jetzt gleichzeitig mit der Herſtellung einer
Anzahl von Wohnungen hervortreten.

Handesrat Bothe weiſt darauf hin, wie ſchwer für die Arbeiter
und kleinen Leute Gär'en zu beſchaffen ſind. Wenn es irgend an-
gängig iſt, möge man für möglichſt viele kleine Gärtchen
ſorgen, die gerade jetzt nach Einführung der achtſtündigen Arbeitszeit
beſonders no wendig und vorteilhaft ſeien. Es liege auch im öffent-
lichen Jntereſſe, der Bevölkerung ſolches Gartenland zur Verfügung
zu ſtellen. damit ſie ſich ſelbſt Gemüſe uſw. bauen und ſo zur Beſſe

rung der Lebensmittelverſorgung beitragen könne. Die Stadt habe
doch ſicherlich noch genügend Land zur Aufteilung für dieſe Zwecke
Man müſſe auf dieſem Gebiete großzügig vorgehen und
Hunderte ſolcher Gartenſtellen ſchaffen, ganz einerlei,
wieviel ſie der Stadt koſten. Das Anlagekapital würde ſich immer
rentieren.

Erſter Bürgermeiſter Hertzog begrüßt die Anregung und ſagt
Prüfung von Seiten des Magſſtrats zu.

Die Pauſchgebühren an die Beiſitzer der Verſicherungsämter
werden auf 724 Mk. für den ganzen und 424 Mk. für den halben Tag
erhöht. Berichterſtatter Stadtv. Langer.)

Jn den Aufſichtsrat der gemeinnützigen Vangefellſchaft
wählte die Verſammlung den Vorſteher Landesrat Bothe.

Die Hundeſteuer für Führhunde von Kriegsblinden
wird erlaſſen Referent Stadw. Elze).
Gegen die grundbuchliche Eintragung der der Stadt überwieſenen

Provinzialſtraßen
im Sinne der von uns veröffentlichten und vom Stadtv. Rüg o w
befürworteten Magiſtratsvorlage werden keine Bedenken erhoben.
Die Uebernahme wird vom Stadtv. Eich ardt inſofern als wichtig
bezeichnet, als dann nach Anerkennung als hiſtoriſche Straßen auch
die Frage der Anliegergebühr geregelt werden kann. Dieſem

Bothe und Stadtv. Rademacher an.
Die ſtädtiſche Erwerbsloſenfürforge,

Ueber dieſe von uns veröffentlichte wichtige Vorlage berichtet
Stadtv. Junker, Jn der Gefſetzvorlage befinden ſich einige
Punkte, die von weitwragender finamieller Bedeutung ſein können,
aber auch einige Punkte, die Widerſprüche enthalten und noch geklärt
werden müſſen. Darauf wieſen Erſter Bürgermeiſter Hertzog,
Vorſteher Landesrat Bothe ſowie die Stadto. Junker und
Rademacher ſpeziell hin. Da aber gegen die Geſetzesvorlage
nichts zu machen iſt, wurde der Antrag des Magiſtrats an
genommenGrſter Bürgermeiſter Her tzog teilte bei dieſer Gelegenheit mit
daß die Arbeitsloſigkeit in Merſeburg nicht groß werden dürfte und
führte die in

Angriff zu nehmenden Noetſtandsarbeiten
wie die Räumung des Gotthardtteiches und des Geiſel-
bettes, die vorgeſehenen Kanalbauten Merſeburg-- Leipzig
uſw., den Bou der elektriſchen Straßenbahn nach Dürrenberg
und der Staatsbahn nach Zöſchen mit der Weiterführung
nach Leipzig an. Das Leunawerk habe gleichfalls genügend
Arbeit und könne auch die aus dem Felde Heimkehrenden auf-
nehmen.

Die Beſchaffung einer Slterurleoge für die Sparkaſſe
wird nach dem Referat des Stadw. Rügow im Sinne des von
uns veröffentlichten Magiſtratsvorlage beſchloſſen und für die

Weihnachtsfeier dar Miſitärkranken im Krankenhauſe
werden bis zu 250 Mk. bewilligt.

Ueberſchreitungen bei den Haushaltsvlänen
des Elektrizitäftswerkes, des Maſſerwerks, des Gaswerks und der
Bauverwaltung wurden genehmigt.

Erhöhung der Gas WMaſſer- und Stromvreiſe.
Das Referat über dieſe wichtige, von uns veröffentlichte Magi-

ſtratsvorlage erſtattete Stadto Elze. Die Erhöhung der
Preiſe an ſich müſſe als notwendig anerkannt werden,;
nur ſei die ſetzige Zeit inſofern ungünftig gewählt, als über das
gugenblickliche Rechnungsfahr noch gar keine Unterlagen vorliegen.
Die Kriegsteuerungszulagen müßten aus Kriegsanleihen
gedeckt und auf die Allgemeine Verwaltung übernommen
werden Die ſtädtiſchen Werke dürften damit nicht belaſtet werden
Der Referent beantragte in dicſem Sinne und wünſchie die Erhö-
hung erſt nit Wirkung vem 1. April vnd nicht ſchon vom
1. Januar Co.

Stadty. Kohl erwidert. daß die Deputation anfangs den

Standpunkt ſchließen ſich Erſter Bürgermeiſter Hertzog Landesrat.
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Auch aus kaufmänniſchen Grundſätzen heraus müſſe die Vorlage
begrüßt werden, denn es gehöre da zu den Aufgaben einer Stadt
ihre Betriebe auf eigene Füße zu ſtellen. e

Erſter Bürgermeiſter Hertzog: Die Unterlagen ſind aufgrund
des neuen Haushaltsplanes gewiſſenhaft geprüft worden. Nach der
jetzigen Lage werden höchſtwahrſcheinlich die Kriegsteuerungs-
zu lagen größtenteils dauernde bleiben, weshalb ſich ihre
Uebernahme in den laufenden Haushaltsplan empfiehlt.
Bei werbenden Anlagen ſei es durchaus richtig, die Ausgaben dortzu verbuchen, wo ſie gebraucht werden, well h ſonſt kein richtiges

Bild über die Rentabilität der Anloge gewinnen läßt. Da ſei ge
n Beſcheid darüber notwendig, was die Anlage koſtet und ein-

ringt.
Stadv. Rupprecht empfiehlt, in dieſer Beziehung offene urehrliche Wege zu See J Sehung oft

Bürgermeiſter Dr Mofebach begründet die Nokwendigkeit der
ſofortigen Erhöhung eingehend an den verteuerten Ausgaben ſowie
den verminderten Einnahmen infolge des Verbrauchswegfalls des
Leunawerkes und Gefangenenlagers und ſchließt ſich wegen Ver-
buchung der Kriegsteuerungszulagen dem Standpunkt des Erſten
Bürgermeiſters an.

Stadtv. Vollrath betont, daß ſechs Zehntel der Verbraucher
kleine Gewerbetreibende ſeien, die gerade während des Krieges bei
dem Mangel an Leuchtmitteln zum Anſchluß an Gas oder Elektrizi
tät gezwungen worden ſeien. Dieſen könne man das alleinige Tra-
gen der bedeutenden Erhöhung ſchwerlich zumuten. Es wäre jeden
falls richtiger, wenn dieſe Laſten gleichmäßig in Form pro-
zentualer Zuſchläge auf die Einkommenſteuer ver-
teilt würden Die Laſten derjenigen Einrichtungen, deren Vorteile
allen zu Gute kommen, was bei Gas und Elektrizität nicht der
Fall iſt, müßten auch von allen getragen werden Anders verhalte
es ſich beim Waſſer. Da ſei gegen die Preiserhöhung nichts einzu
wenden, diejenige für Gas und Elektrizität bitte er aber abzulehnen

Erſter Bürgermeiſter Hertzog antworete dem Vorredner. daß
die Uebernahme auf die Einkommenſteuer 73 Pro-
zent ausmachen würde, wogegen man ſich ganz entſchieden auflehnen
werde. Die Stadt wolle froh ſein. wenn ſie ihren Beſitzſtand erhalten
könne und denke nicht daran, aus den Werken auch nur einen Pfennig
mehr in die allgemeine Kaſſe fheßen u laſſen. Jn ähnlichem Sinne
ſpricht Bürgermeiſter Dr. Moſebach

Stadtv. Kohl betont, daß die Einwohnerſchaft gerecht behan
delt werden müſſe. Darum fei berüglich der Peuordnung des
Doppeltarifs die bisherige Angerechtigkeit nur mit
Freuden zu begrüßen.

Der Vorſteher Landesrat Bo the berweifelt, ob die vorgeſchlagen
Erhöhung aus reicht. Tetzt. nachdem der Krieg verſoren ſei.
müſſen alle gehörig bluten und ans dieſem Grunde ſei es
nötig. nicht binauszuſchieben. ſondern ordentlich zuzufaffen,
wo es unbedimot erforderlich ſei. zumal ja vom Reich keine
Rückerſtattung der Kriegsausgaben mehr erwartet
werden könne Erſter Bürgermeiſter Hertkog ſchließt ſich dieſer
Anſicht an und glaubt noch verſchern zu ren daß die Stadt vor
ousſichtlich mit der Erhöhung eusfommt Schließlich teilt der Magi-
frasdirigent noch mät. daß die Ziromeiniſchränkungen beim
Flekwägitätswerk Dank der Wrühngen der Siagdt durch Bürger
meiſter Dr Moſebach beſeitigt fefen

Die Anträge El—lze und Polſrath wurden abgelehnt,
die Mogittratsvorlege ſt angenommen

Schluß der öffentlichen Sitzung 94 Uhr.
Unſer neuer Nomagn

Mit der heutigen Pummer beginnen wir einen neuen Roman
„Daſſels Verhaftung“, aus der rübmlich bekannten Feder Fr. Heys,
deſſen intereſſante und lebhaft fweannenrde Sond fung auf dem Hinter
grund des wannigfalkigen und bunfen Meiner Lebens unſere Leſer
wohl zu feſſeln und zu unterſbalten vermag
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Der Tierarzt Dr. Georg
Miriſch in Schkeuditz iſt von
mir als Fleiſchbeſchauer und
Ergänzungsfleiſchbeſchauer für
den von dem verſtorbenen
Tierarzt Enke in Schkeuditz
innegehabten Bezirk beſtellt
worden.

Merſeburg, den 28. Nov. 1918.

Der Landrat.
J. A.: von Neuhaus.

eine weitere

notgedrungenerweiſe in
muß.

Bekanntmachung
über Wochenfettmenge.
Die Fettmenge für die Woche

vom 1. bis 7. Dezember 1918
wird hiermit für Merſeburg-
Lumd auf alle gewöhnlichen
Fetimarken auf

30 Gramm
auf alle Zuſatzfettmarken auf

59 Gramm
Feſtgeſetzt.

Merſeburg, den 30. Nov. 1918.
Der Landrat.

Frhr. von Wilmowski
DZDDIWMZAZ

Bekanntmachung.
Unter dem Pferdebeſtande

des Handelsmannes Gautzſch,
hier, Vorwerk 26 iſt die Räude
amtstierärztlich feſtgeſtellt

preiserhöhung in allen
kräftig zu un erſtützen

gewordene

dieſen kritiſchen Zeiten

An die DruckſachenVerbraucher
In Durchführung der Beſchlüſſe des Tarifaus-

ſchuſſes vom Juli 1918 wird vom 1. Dezember ab
Lohn-Teuernngszulage

Das bedeutet einen neuen Teuerungszuſchlag auf
die Druckſachenpreiſe. Dazu kommt die Verteue-
rung der Arbeit durch die jüngſt eingeführte Ver-
kürzung der Arbeitszeit, ſo daß insgeſamt auf
die Sätze des Deutſchen Buchdruck-Preistarif ab
1. Dezember ein weiterer 35 prozentiger Aufſf hlag

Rechnung geſtellt werden

Die Tariſorgane ſind angewieſen, dieſe Druck-

und mit allen tariflichen
Mitteln zur Durchführung zu verhelfen.

Durch die Art und Weiſe, in welcher der Krieg
ſein Ende gefunden hat, und die dadurch notwendig

überhaſtete Demobiliſierung unſerer
Truppen droht eine große Arbeitsloſigkeit in allen
Gewerben. Was eine ſolche Arbeitsloſigkeit in

wirtſchaftlichen und politiſchen Auswirkungen ſie
beſitzen könnte, darüber bedarf es keiner Worte.
Den aus dem Felde Heimkehrenden muß Arbeits-
und Exiſtenzmöglichkeit geboten werden daraus er-
gibt ſich die Notwendigkeit,

Notſtandsarbeiten
auch im Buchdruckgewerbe

Mr. 85,

ſchein Nr. 85,
gewährt. Für jeden Haushalt:

von 83 Pfennig.

Preiſen

Teilen des Reiches tat-

12 Uhr.

bedeuten würde, welche

III

un

L.-A. l. 3268/18.

Tonf der PVe völkerung zugeteilt:
75 Hramm Gries zum Preiſe von 8 Pfennig auf Bezugſchein zus Stearin, Wachs, etc. sinc

auf Bezugsſchein Nr. 87.
an die Jnhaber der Lebensmittelhefte Nr 1 2500

ie eine 1 Pfd. Doſe Gemüſekonſerven (Spinat) zum Preiſe Probekarton enth. [0 Stck. 6,50 Mk

an die Jnhaber der Lebensmittelhefte Nr. 2501 bis zum
Schluß je eine 1 Pfd. Doſe Gemüſekonſerven (Spinnat) zum
Preiſe von 83 Pfennig, oder an deren Stelle anf Wunſ
Fiſchkonſerven zu den in den Verkaufsſtellen ausgehängten en

Abgabe der Bezugſcheine Nr. 85, 56 und 87 am Mittwoch.
den 4. und Donnerstag. den 5.

Jn der Volks- und Mittelſtandstüthe und in den Gaſt-
wirtſchaften ſind für Mittageſſen abzugeben

Eirnreichung der Fordernngsnachweiſe dur h die Berkfan
tellen bis ſpäteſtens Freitag, den 6 Dezember 1918, mittags

Verkauf der Ware.
Der Verkauf der zugeteilten Ware erfolgt von Donners-

tag, den 12. Dezember bis einſchließlich Sonnabend, den 14. De-
zember 1918 gegen Abgabe der Quittungsabſchnitte.

WMerſeburg, den 3. Dezember 1918
Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

verboten Viel praktischer und spar-
Pfund Marmelade zum Preiſe von 50 Pfennig auf Bezug amer sind meine gesetzh gesch

Baldur-Weihnachtskerzen
1)0 Stcx. 60 Mk. 50 Stck. 31,50 Mk.

Nachn.
Versandhaus E. Schroeder,

Berl'n SW. 48, Friedrichstr. 30.

Haushaltungen mit mehr als 6 Köpfen erhalten größere i mDo en Fiſchkonſerven, ſoweit der Vorrat reicht. 400. i 0 e
El R

emp ienhlt

A. Trehskt, Nordstr. 2.

Dezember 1918.

Bezu iſchein 85

d v a h h h R i
D)amenhaar

rauft höhngzahlend

worden. P. I. 8130/ 18 an Druckſachen irgendwie benötigt wird, jetzt her-

t 10

auszuſühren und ſolche ausführen zu laſſen. nachm. 3
Wir bitten unſere Beſteller. dasjenige, was J T 7

Merſeburg, den 30. Nov. 1918. ſtellen zu laſſen. und im weiteren auch die Auf
Die Polizeiverwaltung.

Ausgabe von Quark au,
träge auf jene Druckſahen ſchon jetzt zu erteilen, 7 1901 -200die erſt zu einem ſpäteren Zeitpunkte erforderlich ſind, 2001 -2100

um auf dieſe WeiſeAbſchnitt 45 d. Quarkkarte
am Mittwoch, den 4. Dezember
1918 für den Reſt der Kunden
Verkaufsſtelle Näther Nachf.,
Warkt 9, ſowie für die Kunden
der Verraufsſtelle des Konſum-
vereins an der Geiſel und die
der Verktau sſtelle Trommer,
Unteraltenburg 13.

Gegen Vorlegung der neuen
Quarkkarte werden auf den

bieten zu können, ſie zu
plätzen zurückzuführen.

dem anflutnden Setzer-,

Die tariftreuen Buchdruchereien Deutſchlands

Tarifkreis VI (Thüringen).

Drucker- und Hilfsarbeiterperſonal Beſchäſtiqung e 258
und die meiſt überall verſprochene Gelegenheit

ihren gewohnten Arbeis-
ſteht nicht

L.-A. 1 1397/18.

Roßſteiſch- und Fieiſchwaren-Versauf
findet am 4. Dezember 1918

bei Hoffmann, Brühl Nr. 6
vorm. von 9-10 Uhr auf die Ordnungsnummern 1391 4

9 I vbei Möbius, Tiefer Keller Nr. 1
nachm. von 23 Uhr auf die Ordnungsnummern 180f--1990 Geſchäftsſtelle dieſer Zeitung.

bei Naäundorf, Obervbreiteſtraße 4
nachm. von 1 Uhr auf die Ornungsnummern 2101--2200

Merſeburg, den 3. Dezember 1918.
Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

VBahnhofſtraße 8.

Gut möblierte
mummnern r Zimmer Wohnung

1501--1690 mit Gas oder elektr. Licht u.
1601--1700 Kochdelegenheit zum 15. Nov.
1701--1800 oder 1 Dezember geſucht. An-

gebote unter A Zi an die

2201--23.0 Möbl. Zimmer

231 400 mit Kaſſee für ſofort geſucht
2401 2500 Angebote unter BI 10 an die

L 4 57tatt. Ein Anſpruch auf eine beſtimmte Art von Fleiſch be- Geſchäfts elle d. Bl. erbeten.
Gut möbliertes Zimmer

zu mieten geſucht. Off. unter

III

Kopf 60 Gramm Quark zum
Preiſe von 12 Pfennig zuge-
teilt. Die Kunden derübrigen Verkaufsſtellen wer-
den der Reihe nach ſpäter be-
liefert. Der Zeitpunkt der
Ausgabe wird vorher bekann
gemacht.

Merſeburg, den 2. Dez. 1918.
Das ſtädt. Lebensmjttelamt

Nr. L. A. I. 38967/18.

n Ordentliche
Reinemachefrau
zum Sauberhalten von Geſchäftsräumen
für einige Abendſtunden geſucht. Zu er
fragen in der Expedition dieſer Zeitung.

e a alkkcuuiataer u
100000000000 h bat abzugebenMergjeburger Tageblatt (Kreisblatt.)

„Zimmer“ an die Exped. d. Bl
——=——S

Eine Dampfmafchin
mit 3 Modellen und

Wendem Sie sich wegen preiswerteru, gediegener

F. G
0. Soholz W

Telephon Nr. 468. Merseburg a. S.

junge Kaninchen
verkau Roſental 9. p. l.

Zwei Lebensmittelhefte,
beide auf den Namen Welſchke-
Leungerſtr. 24 lautend, ab
handen gekommen. Lebens-
mittelgeſchäfte werden hier
durch aufmerkſam gemacht.

bel
Gottharätetr. 34.

des Weckes gebot aßer

4

de
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